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Beschlussvorschlag: 
 
„Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Änderungen des Kinder- und Jugendhilfeweiterentwick-
lungsgesetz (KICK) zur Kenntnis.“ 
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen Ja, ist im Zuschussbudget Erzieherische Hilfen enthalten 
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Erläuterungen und Begründungen: 
 
1. Einleitung 
  
In diesem Jahr tritt nun schon das zweite Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhil-
fe in Kraft. Hintergrund ist, dass der Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugend-
hilfe in einen zustimmungsfreien und zustimmungspflichtigen Teil aufgespalten wurde. Der zu-
stimmungsfreie Teil wurde am 28.10.04 als Gesetz zum qualitätsorientierten und bedarfsgerechten 
Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder (Tagesbetreuungsausbaugesetz - TAG) vom Bundestag 
verabschiedet und trat am 01.01.2005 in Kraft. Mit dem Tagesbetreuungsausbaugesetz wurden 
gemeinsame Qualitätsmerkmale für Tageseinrichtungen und Tagespflege formuliert (§22), die 
Qualitätsentwicklung in Tageseinrichtungen festgeschriebenen und übergreifende Qualitätsmerk-
male definiert (§22a), die Tagespflege durch die gesetzliche Forderung nach Qualifizierung der 
Tagespflege, der fachlichen Begleitung und der sozialen Absicherung der Tagespflegeperson ver-
stärkt professionalisiert (§23) mit der Zielsetzung der Entwicklung eines integrierten Systems der 
Kindertagesbetreuung (§24). 
 
Der zustimmungspflichtige Teil wurde als Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhil-
fe (Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz-KICK) überraschend noch kurz vor der Bun-
destagswahl im Bundestag am 03.06.05 verabschiedet. Am 08.07.05 erfolgte die Zustimmung des 
Bundesrates und am 01.10.05 trat das Gesetz in Kraft. Das Kinder- und Jugendhilfeweiterentwick-
lungsgesetz schärft das Profil des SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfegesetz), in dem es fachpoliti-
sche und finanzpolitische Diskussionen der vergangenen Jahre aufgreift und entsprechend den 
gesetzlichen Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe konkretisiert. Das KICK integriert darüber hin-
aus, die Bestimmungen des Tagesbetreuungsgesetzes und ergänzt diese an einigen Stellen. 
 
Die Ziele des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe (KICK) lassen sich, 
angelehnt an Prof. Dr. Dr. Reinhard Wiesner, in vier Hauptpunkte gliedern: 
 

• Konkretisierung des Schutzauftrages der Jugendhilfe 
• Stärkung der Steuerungsverantwortung des Jugendamtes 
• Verbesserung der Wirtschaftlichkeit durch stärkere Realisierung des Nachrangs 
• Verwaltungsvereinfachung – insbesondere bei der Kostenheranziehung 

 
Die nachfolgenden Ausführungen konzentrieren sich auf die maßgeblichen Änderungen für die 
Kinder- und Jugendhilfe und stützen sich inhaltlich auf die Synopse zum Kinder- und Jugendhilfe-
weiterentwicklungsgesetz des Landesjugendamtes Rheinland vom 04.08.05, die Synopse des 
Deutschen Institutes für Jugendhilfe und Familienrecht (DIJuF) e.V. vom 08.08.05 und einen Vor-
trag von Prof. Dr. Dr. Wiesner am 28.09.05.  
 
 
2. Konkretisierung des Schutzauftrages der Jugendhilfe (§§8a, 42, 45, 65) 
 
Der Schutzauftrag der Jugendhilfe wird durch eine Reihe von Regelungen im Kinder- und Jugend-
hilfeweiterentwicklungsgesetz näher bestimmt: 
 

• Konkretisierung des Schutzauftrages des Jugendamtes bei Kindeswohlgefährdung (§8a) 
• Systematische Neuordnung der Inobhutnahme (§42) 
• Versagung der Betriebserlaubnis für Einrichtungen fundamentalistischer Träger (§45) 
• Befugnis zur Weitergabe anvertrauter Daten bei internen oder externen Zuständigkeits-

wechsel (§65) 
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2.1 Konkretisierung des Schutzauftrages des Jugendamtes bei Kindeswohlgefährdung (§8a) 
 
Der neu eingefügte §8a konkretisiert den Schutzauftrag durch die Festlegung von Verfahrensstan-
dards. Hierzu gehört, Kindeswohlgefährdungen im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte abzu-
schätzen, Kinder und Eltern soweit wie möglich zu beteiligen und notwendige Hilfen anzubieten 
sind. Mit Trägern, die Leistungen nach dem SGB VIII erbringen, sind Vereinbarungen abzuschlie-
ßen, die sicherstellen, dass auch die dort beschäftigten Fachkräfte den Schutzauftrag wahrneh-
men und im Bedarfsfall das Jugendamt informieren. Zur Abwendung einer Gefährdung ist das Ju-
gendamt gehalten, im Bedarfsfall das Familiengericht anzurufen oder die für die Gefahrenabwehr 
erforderlichen anderen Stellen einzuschalten.  
 
 
SGB VIII bisherige Fassung  
 

SGB VIII Neufassung / (Hinweis: Ände-
rungen = fett, neue Gliederung = kursiv) 
 

./. § 8 a 
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
 
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte 
für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Ju-
gendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko 
im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte abzu-
schätzen. Dabei sind die Personensorgeberechtigten 
sowie das Kind oder der Jugendliche einzubeziehen, 
soweit hierdurch der wirksame Schutz des 
Kindes oder des Jugendlichen nicht in Fra-
ge gestellt wird. Hält das Jugendamt zur 
Abwendung der Gefährdung die Gewährung 
von Hilfen für geeignet und notwendig, so 
hat es diese den Personensorgeberechtig-
ten oder den Erziehungsberechtigten anzu-
bieten. 
(2) In Vereinbarungen mit den Trägern und 
Einrichtungen, die Leistungen nach diesem 
Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 
deren Fachkräfte den Schutzauftrag nach 
Absatz 1 in entsprechender Weise wahr-
nehmen und bei der Abschätzung des Ge-
fährdungsrisikos eine insoweit erfahrene 
Fachkraft hinzuziehen. Insbesondere ist die 
Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fach-
kräfte bei den Personensorgeberechtigten 
auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwir-
ken, wenn sie diese für erforderlich halten 
und das Jugendamt informieren, falls die 
angenommenen Hilfen nicht ausreichend 
erscheinen, um die Gefährdung abzuwen-
den. 
3) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des 
Familiengerichts für erforderlich, so hat es 
das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn 
die Erziehungs- oder Personensorgeberech-
tigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei 
der Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
mitzuwirken. Besteht eine dringende Gefahr 
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und kann die Entscheidung des Gerichts 
nicht abgewartet werden, so ist das Ju-
gendamt verpflichtet, das Kind oder den 
Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 
4) Soweit zur Abwendung der Gefährdung 
das Tätigwerden anderer Leistungsträger, 
der Einrichtungen der Gesundheitshilfe 
oder der Polizei notwendig ist, hat das Ju-
gendamt auf die Inanspruchnahme durch 
die Personensorgeberechtigten hinzuwir-
ken. Ist ein sofortiges Tätigwerden erforder-
lich und wirken die Personensorgeberech-
tigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt 
die anderen zur Abwendung der Gefährdung 
zuständigen Stelle selbst ein. 

 

2.2 Systematische Neuordnung der Inobhutnahme (§42) 
 
Die vorläufigen Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen, die §§ 42 und 43 bisher regelten, 
werden systematisch neu geordnet und in einer Vorschrift zusammengefasst. In dieser werden auch die spe-
zifischen Anforderungen an die vorläufige Versorgung unbegleiteter Minderjähriger geregelt. 

 
 

SGB VIII bisherige Fassung  
 

SGB VIII Neufassung / (Hinweis: Ände-
rungen = fett, neue Gliederung = kursiv) 
 

§ 42 
Inobhutnahme von Kindern und Jugendli-
chen1 
 
(1) Inobhutnahme eines Kindes oder eines Ju-
gendlichen ist die vorläufige Unterbringung des 
Kindes oder des Jugendlichen 
1. bei einer geeigneten Person oder 
2. in einer Einrichtung oder 
3. in einer sonstigen betreuten Wohnform. 
Während der Inobhutnahme sind der notwendi-
ge Unterhalt des Kindes oder des Jugendlichen 
und die Krankenhilfe sicherzustellen. Mit der 
Inobhutnahme ist dem Kind oder dem Jugendli-
chen unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine 
Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. 
Während der Inobhutnahme übt das Jugend-
amt das Recht der Beaufsichtigung, Erziehung 
und Aufenthaltsbestimmung aus; der mutmaßli-
che Wille des Personensorgeberechtigten oder 
des Erziehungsberechtigten ist dabei ange-
messen zu berücksichtigen. Es hat für das 
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen zu 
sorgen, das Kind oder den Jugendlichen in sei-
ner gegenwärtigen Lage zu beraten und Mög-

§ 42 
Inobhutnahme von Kindern und Jugendli-
chen 
 
(1) Das Jugendamt ist berechtigt und ver-
pflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen 
in seine Obhut zu nehmen, wenn 
1. das Kind oder der Jugendliche um Obhut 
bittet oder 
2. eine dringende Gefahr für das Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen die Inobhut-
nahme erfordert und  a) die Personensorge-
berechtigten nicht widersprechen oder b) 
eine familiengerichtliche Entscheidung 
nicht rechtzeitig eingeholt werden kann 
oder 
3. ein ausländisches Kind oder ein auslän-
discher Jugendlicher unbegleitet nach 
Deutschland kommt und sich weder Perso-
nensorge- noch Erziehungsberechtigte im 
Inland aufhalten. Die Inobhutnahme umfasst 
die Befugnis, ein Kind oder einen Jugendli-
chenbei einer geeigneten Person, in einer 
geeigneten Einrichtung oder in einer sons-
tigen Wohnform vorläufig unterzubringen, 

                                                 
1 bisherige Fassung des §43 siehe Seite 12 f. 
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lichkeiten der Hilfe und Unterstützung aufzuzei-
gen. 
(2) Das Jugendamt ist verpflichtet, ein Kind 
oder einen Jugendlichen in seine Obhut zu 
nehmen, wenn das Kind oder der Jugendliche 
um Obhut bittet. Das Jugendamt hat den Per-
sonensorge- oder Erziehungsberechtigten un-
verzüglich von der Inobhutnahme zu unterrich-
ten. Widerspricht der Personensorge- oder Er-
ziehungsberechtigte der Inobhutnahme, so hat 
das Jugendamt unverzüglich 
1. das Kind oder den Jugendlichen dem Perso-
nensorge- oder Erziehungsberechtigten zu 
übergeben oder 
2. eine Entscheidung des Familiengerichts über 
die erforderlichen Maßnahmen zum Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen herbeizuführen. 
Ist der Personensorge- oder Erziehungsberech-
tigte nicht erreichbar, so gilt Satz 3 Nr. 2 ent-
sprechend. 
(3) Das Jugendamt ist verpflichtet, ein Kind 
oder einen Jugendlichen in seine Obhut zu 
nehmen, wenn eine dringende Gefahr für das 
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen die 
Inobhutnahme erfordert. Freiheitsentziehende 
Maßnahmen sind dabei nur zulässig, wenn und 
soweit sie erforderlich sind, um eine Gefahr für 
Leib oder Leben des Kindes oder des Jugendli-
chen oder eine Gefahr für Leib oder Leben Drit-
ter abzuwenden. Die Freiheitsentziehung ist 
ohne gerichtliche Entscheidung spätestens mit 
Ablauf des Tages nach ihrem Beginn zu been-
den. Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

im Fall von Satz 1 Nr. 2 auch, ein Kind oder 
einen Jugendlichen von einer anderen Per-
son wegzunehmen. 
(2) Das Jugendamt hat während der Inob-
hutnahme die Situation, die zur Inobhut-
nahme geführt hat, zusammen mit dem Kind 
oder dem Jugendlichen zu klären und Mög-
lichkeiten der Hilfe und Unterstützung auf-
zuzeigen. Dem Kind oder dem Jugendlichen 
ist unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine 
Person seines Vertrauens zu benachrichti-
gen. Das Jugendamt hat während der Inob-
hutnahme für das Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen zu sorgen und dabei den not-
wendigen Unterhalt und die Krankenhilfe 
sicherzustellen. Das Jugendamt ist während 
der Inobhutnahme berechtigt, alle Rechts-
handlungen vorzunehmen, die zum Wohl 
des Kindes oder Jugendlichen notwendig 
sind; der mutmaßliche Wille der Personen-
sorge- oder der Erziehungsberechtigten ist 
dabei angemessen zu berücksichtigen. 
(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 die Personensorge- 
oder Erziehungsberechtigten unverzüglich 
von der Inobhutnahme zu unterrichten und 
mit ihnen das Gefährdungsrisiko abzu-
schätzen. Widersprechen die Personensor-
ge- oder Erziehungsberechtigten der Inob-
hutnahme, so hat das Jugendamt unverzüg-
lich 1. das Kind oder den Jugendlichen den 
Personensorge- oder Erziehungsberechtig-
ten zu übergeben, sofern nach der Ein-
schätzung des Jugendamts eine Gefähr-
dung des Kindeswohls nicht besteht oder 
die Personensorge- oder Erziehungsberech-
tigten bereit und in der Lage sind, die Ge-
fährdung abzuwenden oder 2. eine Ent-
scheidung des Familiengerichts über die 
erforderlichen Maßnahmen zum Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen herbeizufüh-
ren. Sind die Personensorge- oder Erzie-
hungsberechtigten nicht erreichbar, so gilt 
Satz 2 Nr. 2 entsprechend. Im Fall des Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 3 ist unverzüglich die Be-
stellung eines Vormunds oder Pflegers zu 
veranlassen. Widersprechen die Personen-
sorgeberechtigten der Inobhutnahme nicht, 
so ist unverzüglich ein Hilfeplanverfahren 
zur Gewährung einer Hilfe einzuleiten. 
(4) Die Inobhutnahme endet mit 1. der Übergabe 
des Kindes oder Jugendlichen an die Personen-
sorge- oder Erziehungsberechtigten, 2. der Ent-
scheidung über die Gewährung von Hilfen nach 
dem Sozialgesetzbuch. 
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(5) Freiheitsentziehende Maßnahmen im 
Rahmen der Inobhutnahme sind nur zuläs-
sig, wenn und soweit sie erforderlich sind, 
um eine Gefahr für Leib oder Leben des 
Kindes oder des Jugendlichen oder eine 
Gefahr für Leib oder Leben Dritter abzu-
wenden. Die Freiheitsentziehung ist ohne 
gerichtliche Entscheidung spätestens mit 
Ablauf des Tages nach ihrem Beginn zu be-
enden. 
(6) Ist bei der Inobhutnahme die Anwendung 
unmittelbaren Zwangs erforderlich, so sind 
die dazu befugten Stellen hinzuzuziehen. 

 

2.3 Versagung der Betriebserlaubnis für Einrichtungen fundamentalistischer Träger (§45) 
 
Konkretisiert werden durch die Änderung die Voraussetzungen, nach welchen eine Betriebser-
laubnis versagt werden kann. Die Integration von Kindern und Jugendlichen und die Sicherung 
einer angemessenen medizinischen Versorgung werden als grundlegende Bedingungen für eine 
adäquate Förderung von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen aufgenommen. 
 
 
SGB VIII bisherige Fassung  
 

SGB VIII Neufassung / (Hinweis: Ände-
rungen = fett, neue Gliederung = kursiv) 
 

§ 45 
Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung 
 
(1) Der Träger einer Einrichtung, in der Kinder 
oder Jugendliche ganztägig oder für einen Teil 
des Tages betreut werden oder Unterkunft er-
halten, bedarf für den Betrieb der Einrichtung 
der Erlaubnis. Einer Erlaubnis bedarf nicht, wer 
1. eine Jugendfreizeiteinrichtung, eine Jugend-
bildungseinrichtung, eine Jugendherberge oder 
ein Schullandheim betreibt, 
2. ein Schülerheim betreibt, das landesgesetz-
lich der Schulaufsicht untersteht, 
3. eine Einrichtung betreibt, die 
a) außerhalb der Jugendhilfe liegende Aufga-
ben für Kinder oder Jugendliche wahrnimmt, 
wenn für sie eine entsprechende gesetzliche 
Aufsicht besteht 
oder 
b) im Rahmen des Hotel- und Gaststättenge-
werbes nicht überwiegend der Aufnahme von 
Kindern oder Jugendlichen dient. 
(2) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmun-
gen versehen werden. Sie ist zu versagen, 
wenn die Betreuung der Kinder oder der Ju-
gendlichen durch geeignete Kräfte nicht gesi-
chert oder in sonstiger Weise das Wohl der 
Kinder oder der Jugendlichen in der Einrichtung 

§ 45 
Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung 
 
(1) Der Träger einer Einrichtung, in der Kinder 
oder Jugendliche ganztägig oder für einen Teil 
des Tages betreut werden oder Unterkunft er-
halten, bedarf für den Betrieb der Einrichtung 
der Erlaubnis. Einer Erlaubnis bedarf nicht, wer 
1. eine Jugendfreizeiteinrichtung, eine Jugend-
bildungseinrichtung, eine Jugendherberge oder 
ein Schullandheim betreibt, 
2. ein Schülerheim betreibt, das landesgesetz-
lich der Schulaufsicht untersteht, 
3. eine Einrichtung betreibt, die außerhalb der 
Jugendhilfe liegende Aufgaben für Kinder oder 
Jugendliche wahrnimmt, wenn für sie eine ent-
sprechende gesetzliche Aufsicht besteht oder 
im Rahmen des Hotel- und Gaststättengewer-
bes nicht überwiegend der Aufnahme von Kin-
dern oder Jugendlichen dient. 
(2) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmun-
gen versehen werden. Sie ist zu versagen, 
wenn 
1. die Betreuung der Kinder oder der Jugendli-
chen durch geeignete Kräfte nicht gesichert ist 
oder 
2. in sonstiger Weise das Wohl der Kinder 
oder der Jugendlichen in der Einrichtung 
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nicht gewährleistet ist. Über die Voraussetzun-
gen der Eignung sind Vereinbarungen mit den 
Trägern der Einrichtungen anzustreben. Die 
Erlaubnis ist zurückzunehmen oder zu widerru-
fen, wenn das Wohl der Kinder oder der Ju-
gendlichen in der Einrichtung gefährdet, und 
der Träger der Einrichtung nicht bereit oder in 
der Lage ist, die Gefährdung abzuwenden. Zur 
Sicherung des Wohles der Kinder und der Ju-
gendlichen können auch nachträgliche Aufla-
gen erteilt werden. Widerspruch und Anfech-
tungsklage gegen die Rücknahme oder den 
Widerruf der Erlaubnis haben keine aufschie-
bende Wirkung. 
(3) Sind in einer Einrichtung Mängel festgestellt 
worden, so soll die zuständige Behörde zu-
nächst den Träger der Einrichtung über die 
Möglichkeiten zur Abstellung der Mängel bera-
ten. Wenn die Abstellung der Mängel Auswir-
kungen auf Entgelte oder Vergütungen nach § 
75 des Zwölften Buches haben kann, so ist der 
Träger der Sozialhilfe an der Beratung zu betei-
ligen, mit dem Vereinbarungen nach dieser 
Vorschrift bestehen. Werden festgestellte Män-
gel nicht abgestellt, so können den Trägern der 
Einrichtung Auflagen erteilt werden, die zur 
Beseitigung einer eingetretenen oder Abwen-
dung einer drohenden Beeinträchtigung oder 
Gefährdung des 
Wohls der Kinder oder Jugendlichen erforder-
lich sind. Wenn sich die Auflage auf Entgelte 
oder Vergütungen nach § 75 des Zwölften Bu-
ches auswirkt, so entscheidet über ihre Ertei-
lung die zuständige Behörde nach Anhörung 
des Trägers der Sozialhilfe, mit dem Vereinba-
rungen nach dieser Vorschrift bestehen. Die 
Auflage ist nach Möglichkeit in Übereinstim-
mung mit Vereinbarungen nach den §§ 75 bis 
80 des Zwölften Buches auszugestalten. 
(4) Besteht für eine erlaubnispflichtige Einrich-
tung eine Aufsicht nach anderen Rechtsvor-
schriften, so hat die zuständige Behörde ihr 
Tätigwerden zuvor mit der anderen Behörde 
abzustimmen. Sie hat den Träger der Einrich-
tung rechtzeitig auf  weitergehende Anforde-
rungen nach anderen Rechtsvorschriften hin-
zuweisen. 
 
 

nicht gewährleistet ist; dies ist insbesonde-
re dann anzunehmen, wenn bei der Förde-
rung von Kindern und Jugendlichen in Ein-
richtungen a) ihre gesellschaftliche und 
sprachliche Integration oder b) die gesund-
heitliche Vorsorge und medizinische Be-
treuung erschwert wird.  
Der Träger der Einrichtung soll mit dem Antrag 
die Konzeption der Einrichtung vorlegen. 
Über die Voraussetzungen der Eignung sind Verein-
barungen mit  den Trägern der Einrichtungen anzu-
streben. Die Erlaubnis ist zurückzunehmen oder zu 
widerrufen, wenn das Wohl der Kinder oder der 
Jugendlichen in der Einrichtung gefährdet, und der 
Träger der Einrichtung nicht bereit oder in der Lage 
ist, die Gefährdung abzuwenden. Zur Sicherung des 
Wohles der Kinder und der Jugendlichen können 
auch nachträgliche Auflagen erteilt werden. Wider-
spruch und Anfechtungsklage gegen die Rücknahme 
oder den Widerruf der Erlaubnis haben keine auf-
schiebende Wirkung. 
(3) Sind in einer Einrichtung Mängel festgestellt 
worden, so soll die zuständige Behörde zu-
nächst den Träger der Einrichtung über die 
Möglichkeiten zur Abstellung der Mängel bera-
ten. Wenn die Abstellung der Mängel Auswir-
kungen auf Entgelte oder Vergütungen nach § 
75 des Zwölften Buches haben kann, so ist der 
Träger der Sozialhilfe an der Beratung zu betei-
ligen, mit dem Vereinbarungen nach dieser 
Vorschrift bestehen. Werden festgestellte Män-
gel nicht abgestellt, so können den Trägern der 
Einrichtung Auflagen erteilt werden, die zur 
Beseitigung einer eingetretenen oder Abwen-
dung einer drohenden Beeinträchtigung oder 
Gefährdung des Wohls der Kinder oder Ju-
gendlichen erforderlich sind. Wenn sich die 
Auflage auf Entgelte oder Vergütungen nach § 
75 des Zwölften Buches auswirkt, so entschei-
det über ihre Erteilung die zuständige Behörde 
nach Anhörung des Trägers der Sozialhilfe, mit 
dem Vereinbarungen nach dieser Vorschrift 
bestehen. Die Auflage ist nach Möglichkeit in 
Übereinstimmung mit Vereinbarungen nach 
den §§ 75 bis 80 des Zwölften Buches auszu-
gestalten. 
(4) Besteht für eine erlaubnispflichtige Einrich-
tung eine Aufsicht nach anderen Rechtsvor-
schriften, so hat die zuständige Behörde ihr 
Tätigwerden zuvor mit der anderen Behörde 
abzustimmen. Sie hat den Träger der Einrich-
tung rechtzeitig auf weitergehende Anforderun-
gen nach anderen Rechtsvorschriften hinzu-
weisen. 
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2.4 Befugnis zur Weitergabe anvertrauter Daten bei internen oder externen Zuständigkeits-
wechsel (§65) 

 
So genannte „anvertraute Sozialdaten“ konnten nach den bisherigen gesetzlichen Bestimmungen 
nur unter bestimmten Voraussetzungen bei einem Zuständigkeitswechsel innerhalb eines Jugend-
amtes oder von einem Träger der örtlichen Jugendhilfe zu einem anderen übermittelt werden. Um 
eine effektivere Umsetzung des Schutzauftrages des Jugendamtes zu ermöglichen, wurde die 
Befugnis zur Datenweitergabe auch auf Informationen über Anhaltspunkte für eine nicht akute Kin-
deswohlgefährdung erweitert. 
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SGB VIII bisherige Fassung  
 

SGB VIII Neufassung / (Hinweis: Ände-
rungen = fett, neue Gliederung = kursiv) 
 

§ 65 
Besonderer Vertrauensschutz in der persön-
lichen und erzieherischen Hilfe  
 
(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trä-
gers der öffentlichen Jugendhilfe zum Zweck 
persönlicher und erzieherischer Hilfe anvertraut 
worden sind, dürfen von diesem nur weiterge-
geben werden 1. mit der Einwilligung dessen, 
der die Daten anvertraut hat, oder 2. dem Vor-
mundschafts- oder dem Familiengericht zur 
Erfüllung der Aufgaben nach § 50 Abs. 3, wenn 
angesichts einer Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder eines Jugendlichen ohne diese 
Mitteilung eine für die Gewährung von Leistun-
gen notwendige gerichtliche Entscheidung nicht 
ermöglicht werden könnte, oder 3. unter den 
Voraussetzungen, unter denen eine der in § 
203 Abs. 1 oder 3 des Strafgesetzbuches ge-
nannten Personen dazu befugt wäre. Gibt der 
Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten weiter, so 
dürfen sie vom Empfänger nur zu dem Zweck 
weitergegeben werden, zu dem er diese befugt 
erhalten hat. 
(2) § 35 Abs. 3 des Ersten Buches gilt auch, 
soweit ein behördeninternes Weitergabeverbot 
nach Absatz 1 besteht.  

§ 65 
Besonderer Vertrauensschutz in der persön-
lichen und erzieherischen Hilfe 
 
1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trä-
gers der öffentlichen Jugendhilfe zum Zweck 
persönlicher und erzieherischer Hilfe anvertraut 
worden sind, dürfen von diesem nur weiterge-
geben werden 1. mit der Einwilligung dessen, 
der die Daten anvertraut hat, oder 2. dem Vor-
mundschafts- oder dem Familiengericht zur 
Erfüllung der Aufgaben nach § 8a Abs. 3, wenn 
angesichts einer Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder eines Jugendlichen ohne diese 
Mitteilung eine für die Gewährung von Leistun-
gen notwendige gerichtliche Entscheidung nicht 
ermöglicht werden könnte, oder 3. dem Mitar-
beiter, der aufgrund eines Wechsels der 
Fallzuständigkeit im Jugendamt oder eines 
Wechsels der örtlichen Zuständigkeit für die 
Gewährung oder Erbringung der Leistung 
verantwortlich ist, wenn Anhaltspunkte für 
eine Gefährdung des Kindeswohls gegeben 
sind und die Daten für eine Abschätzung 
des Gefährdungsrisikos notwendig sind, 
oder 4. an die Fachkräfte, die zum Zweck 
der Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
nach § 8a hinzugezogen werden; § 64 Abs. 
2a bleibt unberührt, oder 
5. unter den Voraussetzungen, unter denen 
eine der in § 203 Abs. 1 oder 3 des Strafge-
setzbuches genannten Personen dazu befugt 
wäre. Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialda-
ten weiter, so dürfen sie vom Empfänger nur zu 
dem Zweck weitergegeben werden, zu dem er 
diese befugt erhalten hat.  
2) § 35 Abs. 3 des Ersten Buches gilt auch, 
soweit ein behördeninternes Weitergabeverbot 
nach Absatz 1 besteht. 
 

 
 
3. Ergänzende Regelungen zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege 

(§§22 ff.) 
 
In Ergänzung zu dem Tagesbetreuungsausbaugesetz werden u.a. Anforderungen an die Quali-
tätsentwicklung in Kindertagesstätten (§22a) und Informationspflichten des Jugendamtes (§23), 
der Erlaubnisvorbehalt für die Kindertagespflege (§43), die Einführung sozial gestaffelter Elternbei-
träge für die öffentlich finanzierte Tagespflege (§90) und die  Statistik für Kinder in Tageseinrich-
tungen und in öffentlich finanzierter Tagespflege (§§90ff.) neu geregelt. 
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SGB VIII bisherige Fassung  
 

SGB VIII Neufassung / (Hinweis: Ände-
rungen = fett, neue Gliederung = kursiv) 
 

§ 22 a 
Förderung in Tageseinrichtungen 
 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sol-
len die Qualität der Förderung in ihren Einrich-
tungen durch geeignete Maßnahmen sicher-
stellen und weiterentwickeln. Dazu gehören die 
Entwicklung und der Einsatz einer pädagogi-
schen Konzeption als Grundlage für die Erfül-
lung des Förderauftrags sowie der Einsatz von 
Instrumenten und Verfahren zur Evaluation der 
Arbeit in den Einrichtungen. 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sol-
len sicherstellen, dass die Fachkräfte in ihren 
Einrichtungen zusammenarbeiten 1. mit den 
Erziehungsberechtigten und Tagespflegeper-
sonen zum Wohl der Kinder und zur Sicherung 
der Kontinuität des Erziehungsprozesses, 2. mit 
anderen kinder- und familienbezogenen Institu-
tionen und Initiativen im Gemeinwesen, insbe-
sondere solchen der Familienbildung und –
beratung, 3. mit den Schulen, um den Kindern 
einen guten Übergang in die Schule zu sichern 
und um die Arbeit mit Schulkindern in Horten 
und altersgemischten Gruppen zu unterstützen. 
Die Erziehungsberechtigten sind an den Ent-
scheidungen in wesentlichen Angelegenheiten 
der Erziehung, Bildung und Betreuung zu betei-
ligen. 
(3) Das Angebot oll sich pädagogisch und or-
ganisatorisch an den Bedürfnissender Kinder 
und ihrer Familien orientieren. Werden Einrich-
tungen in den Ferienzeiten geschlossen, so hat 
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die 
Kinder, die nicht von den Erziehungsberechtig-
ten betreut werden können, eine anderweitige 
Betreuungsmöglichkeit sicherzustellen. 
(4) Kinder mit und ohne Behinderung sollen, 
sofern der Hilfebedarf dies zulässt, in Gruppen 
gemeinsam gefördert werden. Zu diesem 
Zweck sollen die Träger der Sozialhilfe bei der 
Planung, konzeptionellen Ausgestaltung und 
Finanzierung des Angebots zusammenarbei-
ten. 
(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sol-
len die Realisierung des Förderungsauftrages 
nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 in den Ein-
richtungen anderer Träger durch geeignete 
Maßnahmen sicherstellen. 
 

§ 22 a 
Förderung in Tageseinrichtungen 
 
1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sol-
len die Qualität der Förderung in ihren Einrich-
tungen durch geeignete Maßnahmen sicher-
stellen und weiterentwickeln. Dazu gehören die 
Entwicklung und der Einsatz einer pädagogi-
schen Konzeption als Grundlage für die Erfül-
lung des Förderauftrags sowie der Einsatz von 
Instrumenten und Verfahren zur Evaluation der 
Arbeit in den Einrichtungen. 
2)Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen 
sicherstellen, dass die Fachkräfte in ihren Ein-
richtungen zusammenarbeiten  
1. mit den Erziehungsberechtigten und Tages-
pflegepersonen zum Wohl der Kinder und zur 
Sicherung der Kontinuität des Erziehungspro-
zesses, 
2. mit anderen kinder- und familienbezogenen 
Institutionen und Initiativen im Gemeinwesen, 
insbesondere solchen der Familienbildung und 
–beratung, 
3. mit den Schulen, um den Kindern einen gu-
ten Übergang in die Schule zu sichern und um 
die Arbeit mit Schulkindern in Horten und al-
tersgemischten Gruppen zu unterstützen. Die 
Erziehungsberechtigten sind an den Entschei-
dungen in wesentlichen Angelegenheiten 
der Erziehung, Bildung und Betreuung zu betei-
ligen. 
3) Das Angebot oll sich pädagogisch und orga-
nisatorisch an den Bedürfnissender Kinder und 
ihrer Familien orientieren. Werden Einrichtun-
gen in den Ferienzeiten geschlossen, so hat 
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die 
Kinder, die nicht von den Erziehungsberechtig-
ten betreut werden können, eine anderweitige 
Betreuungsmöglichkeit sicherzustellen. 
4) Kinder mit und ohne Behinderung sollen, 
sofern der Hilfebedarf dies zulässt, in Gruppen 
gemeinsam gefördert werden. Zu diesem 
Zweck sollen die Träger der Sozialhilfe bei der 
Planung, konzeptionellen Ausgestaltung und 
Finanzierung des Angebots zusammenarbei-
ten. 
5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sol-
len die Realisierung des Förderungsauftrages 
nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 in den Ein-
richtungen anderer Träger durch geeignete 
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Maßnahmen sicherstellen. 
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§ 23 
Förderung in Kindertagespflege 
 
1) Die Förderung in Kindertagespflege nach 
Maßgabe des § 24 umfasst die Vermittlung des 
Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeper-
son, soweit diese nicht von der erziehungsbe-
rechtigten Person nachgewiesen wird, deren 
fachliche Beratung, Begleitung und weitere 
Qualifizierung sowie die Gewährung einer lau-
fenden Geldleistung. 
2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 
umfasst 
1. die Erstattung angemessener Kosten, die der 
Tagespflegeperson für den Sachaufwand ent-
stehen, 
2. einen angemessenen Beitrag zur Anerken-
nung ihrer Förderungsleistung und 
3. die Erstattung nachgewiesener Aufwendun-
gen für Beiträge zu einer Unfallversicherung 
sowie die hälftige Erstattung der Aufwendungen 
zu einer angemessenen Alterssicherung der 
Tagespflegeperson. 
Die Höhe der laufenden Geldleistungen wird 
vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe festge-
legt, soweit Landesrecht nicht etwas anderes 
bestimmt. Über die Gewährung einer Geldleis-
tung an unterhaltspflichtige Personen entschei-
det der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
nach pflichtgemäßem Ermessen. 
3) Geeignet im Sinne von Absatz 1 sind Perso-
nen, die sich durch ihre Persönlichkeit, Sach-
kompetenz und Kooperationsbereitschaft mit 
Erziehungsberechtigten und anderen Tages-
pflegepersonen auszeichnen und über kinder-
gerechte Räumlichkeiten verfügen. Sie sollen 
über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anfor-
derungen der Kindertagespflege verfügen, die 
sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder 
in anderer Weise nachgewiesen haben. 
4) Erziehungsberechtigte und Tagespflegeper-
sonen haben Anspruch auf Beratung in allen 
Fragen der Kindertagespflege. Für Ausfallzei-
ten einer Tagespflegeperson ist rechtzeitig eine 
andere Betreuungsmöglichkeit für das Kind 
sicherzustellen. Zusammenschlüsse von Ta-
gespflegepersonen sollen beraten, unterstützt 
und gefördert 
werden. 
 

§ 23 
Förderung in Kindertagespflege 
 
(1) Die Förderung in Kindertagespflege nach 
Maßgabe des § 24 umfasst die Vermittlung des 
Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeper-
son, soweit diese nicht von der erziehungsbe-
rechtigten Person nachgewiesen wird, deren 
fachliche Beratung, Begleitung und weitere 
Qualifizierung sowie die Gewährung einer lau-
fenden Geldleistung. 
(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 
umfasst 
1. die Erstattung angemessener Kosten, die der 
Tagespflegeperson für den Sachaufwand ent-
stehen, 
2. einen angemessenen Beitrag zur Anerken-
nung ihrer Förderungsleistung und 
3. die Erstattung nachgewiesener Aufwendun-
gen für Beiträge zu einer Unfallversicherung 
sowie die hälftige Erstattung nachgewiesener 
Aufwendungen zu einer angemessenen Al-
terssicherung der Tagespflegeperson. 
Die Höhe der laufenden Geldleistungen wird 
vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe festge-
legt, soweit Landesrecht nicht etwas anderes 
bestimmt. Über die Gewährung einer Geldleis-
tung an unterhaltspflichtige Personen entschei-
det der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
nach pflichtgemäßem Ermessen. 
(3) Geeignet im Sinne von Absatz 1 sind Per-
sonen, die sich durch ihre Persönlichkeit, 
Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft 
mit Erziehungsberechtigten und anderen Ta-
gespflegepersonen auszeichnen und über kin-
dergerechte Räumlichkeiten verfügen. Sie sol-
len über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der 
Anforderungen der Kindertagespflege verfügen, 
die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben 
oder in anderer Weise nachgewiesen haben. 
(4) Erziehungsberechtigte und Tagespflegeper-
sonen haben Anspruch auf Beratung in allen 
Fragen der Kindertagespflege. Für Ausfallzei-
ten einer Tagespflegeperson ist rechtzeitig eine 
andere Betreuungsmöglichkeit für das Kind 
sicherzustellen. Zusammenschlüsse von Ta-
gespflegepersonen sollen beraten, unterstützt 
und gefördert werden. 
 

§ 24 
Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen 
und Kindertagespflege 
 

§ 24 
Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen 
und Kindertagespflege 
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(1) Ein Kind hat vom vollendeten dritten Le-
bensjahr bis zum Schuleintritt Anspruch auf den 
Besuch einer Tageseinrichtung. Die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe haben darauf hinzuwir-
ken, dass für diese Altersgruppe ein bedarfsge-
rechtes Angebot an Ganztagsplätzen oder er-
gänzende Förderung in Kindertagespflege zur 
Verfügung steht. 
(2) Für Kinder im Alter unter drei Jahren und im 
schulpflichtigen Alter ist ein bedarfsgerechtes 
Angebot an Plätzen in Tageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege vorzuhalten. 
(3) Für Kinder im Alter unter drei Jahren sind 
mindestens Plätze in Tageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege vorzuhalten, wenn 
1. die Erziehungsberechtigten oder, falls das 
Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten 
zusammenlebt, diese Person einer Erwerbstä-
tigkeit nachgehen oder eine Erwerbstätigkeit 
aufnehmen, sich in einer beruflichen Bildungs-
maßnahme, in der Schulausbildung oder Hoch-
schulausbildung befinden oder an Maßnahmen 
zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Vier-
ten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt teilnehmen oder 
2. ohne diese Leistung eine ihrem Wohl ent-
sprechende Förderung nicht gewährleistet ist; 
die §§ 27 bis 34 bleiben unberührt. Der Umfang 
der täglichen Betreuungszeit richtet sich nach 
dem individuellen Bedarf im Hinblick auf die in 
Satz 1 genannten Kriterien. 
(4) Geeignete Tagespflegepersonen im Sinne 
von § 23 Abs. 3 können auch vermittelt werden, 
wenn die Voraussetzungen nach Absatz 3 nicht 
vorliegen; in diesem Fall können Aufwendun-
gen nach § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 erstattet 
werden. 
(5) Weitergehendes Landesrecht bleibt unbe-
rührt. 
 

(1) Ein Kind hat vom vollendeten dritten Le-
bensjahr bis zum Schuleintritt Anspruch auf den 
Besuch einer Tageseinrichtung. Die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe haben darauf hinzuwir-
ken, dass für diese Altersgruppe ein bedarfsge-
rechtes Angebot an Ganztagsplätzen oder er-
gänzende Förderung in Kindertagespflege zur 
Verfügung steht. 
(2) Für Kinder im Alter unter drei Jahren und im 
schulpflichtigen Alter ist ein bedarfsgerechtes 
Angebot an Plätzen in Tageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege vorzuhalten. 
(3) Für Kinder im Alter unter drei Jahren sind 
mindestens Plätze in Tageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege vorzuhalten, wenn 
1. die Erziehungsberechtigten oder, falls das 
Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten 
zusammenlebt, diese Person einer Erwerbstä-
tigkeit nachgehen oder eine Erwerbstätigkeit 
aufnehmen, sich in einer beruflichen Bildungs-
maßnahme, in der Schulausbildung oder Hoch-
schulausbildung befinden oder an Maßnahmen 
zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Vier-
ten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt teilnehmen oder 
2. ohne diese Leistung eine ihrem Wohl ent-
sprechende Förderung nicht gewährleistet ist; 
die §§ 27 bis 34 bleiben unberührt. Der Umfang 
der täglichen Betreuungszeit richtet sich nach 
dem individuellen Bedarf im Hinblick auf die in 
Satz 1 genannten Kriterien. 
(4) Die Jugendämter oder die von ihnen beauf-
tragten Stellen sind verpflichtet, Eltern oder El-
ternteile, die Leistungen nach Absatz 1 oder Ab-
satz 2 in Anspruch nehmen wollen, über das 
Platzangebot im örtlichen Einzugsbereich und in 
pädagogische Konzeption der Einrichtungen zu 
informieren und sie bei der Auswahl z beraten. 
Landesrecht kann bestimmen, dass Elterteile das 
Jugendamt oder die beauftragte Stelle innerhalb 
einer bestimmten Frist vor der beabsichtigten 
Inanspruchnahme der Leistung in Kenntnis set-
zen. 
(5) Geeignete Tagespflegepersonen im Sinne 
von § 23 Abs. 3 können auch vermittelt werden, 
wenn die Voraussetzungen nach Absatz 3 nicht 
vorliegen. In diesem Fall besteht die Pflicht 
zur Gewährung einer laufenden Geldleis-
tung nach § 23 Abs. 1 nicht; Aufwendungen 
nach § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 können erstat-
tet werden. 
(6) Weitergehendes Landesrecht bleibt unbe-
rührt. 
 

§ 39 § 39 
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Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder 
des Jugendlichen 
 
(1) Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 oder nach 
§ 35a Abs. 2 Nr. 2 bis 4 gewährt, so ist auch 
der notwendige Unterhalt des Kindes oder Ju-
gendlichen außerhalb des Elternhauses sicher-
zustellen. Er umfasst auch die Kosten der Er-
ziehung. 
(2) Der gesamte regelmäßig wiederkehrende 
Bedarf soll durch laufende Leistungen gedeckt 
werden. Sie umfassen außer im Fall des § 32 
und des § 35a Abs. 2 Nr. 2 auch einen ange-
messenen Barbetrag zur persönlichen Verfü-
gung des Kindes oder des Jugendlichen. Die 
Höhe des Betrages wird in den Fällen der §§ 
34, 35, 35a Abs. 2 Nr. 4 von der nach Landes-
recht zuständigen Behörde festgesetzt; die Be-
träge sollen nach Altersgruppen gestaffelt sein. 
Die laufenden Leistungen im Rahmen der Hilfe 
in Vollzeitpflege ( § 33) oder bei einer geeigne-
ten Pflegeperson (§ 35a Abs. 2 Nr. 3) sind nach 
den Absätzen 4 bis 6 zu bemessen. 
(3) Einmalige Beihilfen oder Zuschüsse können 
insbesondere zur Erstausstattung einer Pflege-
stelle, bei wichtigen persönlichen Anlässen 
sowie für Urlaubs- und Ferienreisen des Kindes 
oder des Jugendlichen gewährt werden. 
(4) Die laufenden Leistungen sollen auf der 
Grundlage der tatsächlichen Kosten gewährt 
werden, sofern sie einen angemessenen Um-
fang nicht übersteigen. Sie sollen in einem mo-
natlichen Pauschalbetrag gewährt werden, so-
weit nicht nach der Besonderheit des Einzelfalls 
abweichende Leistungen geboten sind. Wird 
ein Kind oder ein Jugendlicher im Bereich eines 
anderen Jugendamts untergebracht, so soll 
sich die Höhe des zu gewährenden Pauschal-
betrages nach den Verhältnissen richten, die 
am Ort der Pflegestelle gelten. 
(5) Die Pauschalbeträge für laufende Leistun-
gen zum Unterhalt sollen von den nach Lan-
desrecht zuständigen Behörden festgesetzt 
werden. Dabei ist dem altersbedingt unter-
schiedlichen Unterhaltsbedarf von Kindern und 
Jugendlichen durch eine Staffelung der Beträge 
nach Altersgruppen Rechnung zu tragen. Das 
Nähere regelt Landesrecht. 
(6) Wird das Kind oder der Jugendliche im 
Rahmen des Familienlastenausgleichs nach § 
31 des Einkommensteuergesetzes bei der 
Pflegeperson berücksichtigt, so ist ein Betrag in 
Höhe der Hälfte des Betrages, der nach § 66 
des Einkommensteuergesetzes für ein erstes 
Kind zu zahlen ist, auf die laufenden Leistun-

Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder 
des Jugendlichen 
 
1) Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 oder nach § 
35a Abs. 2 Nr. 2 bis 4 gewährt, so ist auch der 
notwendige Unterhalt des Kindes oder Jugend-
lichen außerhalb des Elternhauses sicherzu-
stellen. Er umfasst auch die Kosten der Erzie-
hung. 
2) Der gesamte regelmäßig wiederkehrende 
Bedarf soll durch laufende Leistungen gedeckt 
werden. Sie umfassen außer im Fall des § 32 
und des § 35a Abs. 2 Nr. 2 auch einen ange-
messenen Barbetrag zur persönlichen Verfü-
gung des Kindes oder des Jugendlichen. Die 
Höhe des Betrages wird in den Fällen der §§ 
34, 35, 35a Abs. 2 Nr. 4 von der nach Landes-
recht zuständigen Behörde festgesetzt; die Be-
träge sollen nach Altersgruppen gestaffelt sein. 
Die laufenden Leistungen im Rahmen der Hilfe 
in Vollzeitpflege (§ 33) oder bei einer geeigne-
ten Pflegeperson (§ 35a Abs. 2 Nr. 3) sind nach 
den Absätzen 4 bis 6 zu bemessen. 
3) Einmalige Beihilfen oder Zuschüsse können 
insbesondere zur Erstausstattung einer Pflege-
stelle, bei wichtigen persönlichen Anlässen 
sowie für Urlaubs- und Ferienreisen des Kindes 
oder des Jugendlichen gewährt werden. 
4) Die laufenden Leistungen sollen auf der 
Grundlage der tatsächlichen Kosten gewährt 
werden, sofern sie einen angemessenen Um-
fang nicht übersteigen. Die laufenden Leis-
tungen umfassen auch die Erstattung nach-
gewiesener Aufwendungen für Beiträge zu 
einer Unfallversicherung sowie die hälftige 
Erstattung nachgewiesener Aufwendungen 
zu einer angemessenen Alterssicherung. Sie 
sollen in einem monatlichen Pauschalbetrag 
gewährt werden, soweit nicht nach der Beson-
derheit des Einzelfalls abweichende Leistungen 
geboten sind. 
Ist die Pflegeperson unterhaltsverpflichtet, 
so kann der monatliche Pauschalbetrag an-
gemessen gekürzt werden. Wird ein Kind 
oder ein Jugendlicher im Bereich eines anderen 
Jugendamts untergebracht, so soll sich die Hö-
he des zu gewährenden Pauschalbetrages 
nach den Verhältnissen richten, die am Ort der 
Pflegestelle gelten. 
(5) Die Pauschalbeträge für laufende Leistun-
gen zum Unterhalt sollen von den nach Lan-
desrecht zuständigen Behörden festgesetzt 
werden. Dabei ist dem altersbedingt 
unterschiedlichen Unterhaltsbedarf von Kindern 
und Jugendlichen durch eine Staffelung der 
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gen anzurechnen. Ist das Kind oder der Ju-
gendliche nicht das älteste Kind in der Pflege-
familie, so ermäßigt sich der Anrechnungsbe-
trag für dieses Kind oder diesen Jugendlichen 
auf ein Viertel des Betrages, der für ein erstes 
Kind zu zahlen ist. 
 

Beträge nach Altersgruppen Rechnung zu tra-
gen. Das Nähere regelt Landesrecht. 
(6) Wird das Kind oder der Jugendliche im 
Rahmen des Familienlastenausgleichs nach § 
31 des Einkommensteuergesetzes bei der 
Pflegeperson berücksichtigt, so ist ein Betrag in 
Höhe der Hälfte des Betrages, der nach § 66 
des 
Einkommensteuergesetzes für ein erstes Kind 
zu zahlen ist, auf die laufenden Leistungen an-
zurechnen. Ist das Kind oder der Jugendliche 
nicht das älteste Kind in der 
Pflegefamilie, so ermäßigt sich der Anrech-
nungsbetrag für dieses Kind oder diesen Ju-
gendlichen auf ein Viertel des Betrages, der für 
ein erstes Kind zu zahlen ist. 
(7) Wird ein Kind oder eine Jugendliche 
während ihres Aufenthaltes in einer Einrich-
tung oder einer Pflegefamilie selbst Mutter 
eines Kindes, so ist auch der notwendige 
Unterhalt dieses Kindes sicherzustellen. 
 

§ 43 
Herausnahme des Kindes oder des Jugend-
lichen ohne Zustimmung des Personensor-
geberechtigten 
 
1) Hält sich ein Kind oder ein Jugendlicher mit 
Zustimmung des Personensorgeberechtigten 
bei einer anderen Person oder in einer Einrich-
tung auf und werden Tatsachen bekannt, die 
die Annahme rechtfertigen, dass die Voraus-
setzungen des § 1666 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs vorliegen, so ist das Jugendamt bei 
Gefahr im Verzug befugt, das Kind oder den 
Jugendlichen von dort zu entfernen und bei 
einer geeigneten Person, in einer Einrichtung 
oder in einer sonstigen betreuten Wohnform 
vorläufig unterzubringen. Das Jugendamt hat 
den Personensorgeberechtigten unverzüglich 
von den getroffenen Maßnahmen zu unterrich-
ten. Stimmt der Personensorgeberechtigte nicht 
zu, so hat das Jugendamt unverzüglich eine 
Entscheidung des Familiengerichts herbeizu-
führen. 
(2) § 42 Abs. 1 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. 
 
 

§ 43 
Erlaubnis zur Kindertagespflege 
 
 
 
1) Wer Kinder außerhalb ihrer Wohnung in 
anderen Räumen während des Tages mehr 
als fünfzehn Stunden wöchentlich gegen 
Entgelt länger als drei Monate betreuen will 
(Tagespflegeperson), bedarf der Erlaubnis. 
(2) Die Erlaubnis wird erteilt, wenn die Per-
son für die Kindertagespflege geeignet ist. 
Geeignet im Sinn des Satz 1 sind Personen, 
die 
1. sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkom-
petenz und Kooperationsbereitschaft mit 
Erziehungsberechtigten und anderen Ta-
gespflegepersonen auszeichnen und 
2. über kindgerechte Räumlichkeiten verfü-
gen. 
Sie sollen über vertiefte Kenntnisse hin-
sichtlich der Anforderungen der Kinderta-
gespflege verfügen, die sie in qualifizierten 
Lehrgängen erworben oder in anderer Wei-
se nachgewiesen haben. 
(3) Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von 
bis zu fünf fremden Kindern. Sie ist auf fünf 
Jahre befristet. Die Kindertagespflegeper-
son hat das Jugendamt über wichtige Er-
eignisse zu unterrichten, die für die Betreu-
ung des oder der Kinder bedeutsam sind. 
(4) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es 
kann die Zahl der zu betreuenden Kinder 



- 18 - 
Der Bürgermeister 
Az.: III/51 Scha SV-Nr.: WP 04-09 SV 51/069 
 

 

weiter einschränken oder vorsehen, dass 
die Erlaubnis im Einzelfall für weniger als 
fünf Kinder erteilt werden kann. 
 

§ 90 
Erhebung von Teilnahmebeiträgen 
 
(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten 
1. der Jugendarbeit nach § 11, 
2. der allgemeinen Förderung der Erziehung in 
der Familie nach § 16 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 und 
3 und 
3. der Förderung von Kindern in Tageseinrich-
tungen nach den §§ 22, 24 können Teilnahme-
beiträge oder Gebühren festgesetzt werden. 
Landesrecht kann eine Staffelung der Teilnah-
mebeiträge und Gebühren, die für die Inan-
spruchnahme der Tageseinrichtungen für Kin-
der zu entrichten sind, nach Einkommensgrup-
pen und Kinderzahl oder der Zahl der Familien-
angehörigen vorschreiben oder selbst entspre-
chend gestaffelte Beträge festsetzen. 
(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 
kann der Teilnahmebeitrag oder die Gebühr auf 
Antrag ganz oder teilweise erlassen oder vom 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernom-
men werden, wenn 
1. die Belastung 
a) dem Kind oder dem Jugendlichen und sei-
nen Eltern oder 
b) dem jungen Volljährigen 
nicht zuzumuten ist und 
2. die Förderung für die Entwicklung des jungen 
Menschen erforderlich ist. Lebt das Kind oder 
der Jugendliche nur mit einem Elternteil zu-
sammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 
(3) Im Fall des Absatzes 1 Nr. 3 soll der Teil-
nahmebeitrag oder die Gebühr auf Antrag ganz 
oder teilweise erlassen oder vom Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe übernommen werden, 
wenn die Belastung den Eltern und dem Kind 
nicht zuzumuten ist. Absatz 2 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 
(4) Für die Feststellung der zumutbaren Belas-
tung gelten die §§ 82 bis 85, 87 und 88 des 
Zwölften Buches entsprechend, soweit nicht 
Landesrecht eine andere Regelung trifft. 
 
 

§ 90 
Pauschalisierte Kostenbeteiligung 
 
(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten 
1. der Jugendarbeit nach § 11, 
2. der allgemeinen Förderung der Erziehung in 
der Familie nach § 16 Abs. 1, Abs. 2  Nr. 1 und 
3 und 
3. der Förderung von Kindern in Tageseinrich-
tungen und Kindertagespflege nach den §§ 
22 bis 24 
können Teilnahmebeiträge oder Kostenbeiträ-
ge festgesetzt werden. Landesrecht kann eine 
Staffelung der Teilnahmebeiträge und Kosten-
beiträge, die für die Inanspruchnahme der Ta-
geseinrichtungen für Kinder zu entrichten sind, 
nach Einkommensgruppen und Kinderzahl oder 
der Zahl der Familienangehörigen vorschreiben 
oder selbst entsprechend gestaffelte Beträge 
festsetzen. Werden die Teilnahmebeiträge 
oder Kostenbeiträge nach dem Einkommen 
berechnet, bleibt die Eigenheimzulage nach 
dem Eigenheimzulagengesetz außer 
Betracht.  
(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 
kann der Teilnahmebeitrag oder der Kosten-
beitrag auf Antrag ganz oder teilweise erlassen 
oder vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
übernommen werden, wenn 
1. die Belastung 
a) dem Kind oder dem Jugendlichen und sei-
nen Eltern oder 
b) dem jungen Volljährigen 
nicht zuzumuten ist und 
2. die Förderung für die Entwicklung des jungen 
Menschen erforderlich ist. Lebt das Kind oder 
der Jugendliche nur mit einem Elternteil zu-
sammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 
(3) Im Fall des Absatzes 1 Nr. 3 soll der Teil-
nahmebeitrag oder der Kostenbeitrag auf An-
trag ganz oder teilweise erlassen oder vom 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernom-
men werden, wenn die Belastung den Eltern 
und dem Kind nicht zuzumuten ist. Absatz 2 
Satz 2 gilt entsprechend. 
(4) Für die Feststellung der zumutbaren Belas-
tung gelten die §§ 82 bis 85, 87 und 88 des 
Zwölften Buches entsprechend, soweit nicht 
Landesrecht eine andere Regelung trifft. Bei 
der Einkommensberechnung bleibt die Ei-
genheimzulage nach dem Eigenheimzula-



- 19 - 
Der Bürgermeister 
Az.: III/51 Scha SV-Nr.: WP 04-09 SV 51/069 
 

 

gengesetz außer Betracht. 
 

 
 
4. Qualifizierung intensivpädagogischer Maßnahmen im Ausland (§§ 27, 36, 78b) 
 
Intensivpädagogische Projekte werden vielfach im Ausland durchgeführt. Sie sollen zukünftig eine 
Ausnahme darstellen, da die Möglichkeiten der Steuerung und Kontrolle im Ausland stark einge-
schränkt sind (§27). Gleichzeitig werden eine Überprüfung der seelischen Gesundheit vor Einlei-
tung einer Auslandsmaßnahme (§36) und verschärfte Grundvoraussetzungen für die Leistungserb-
ringer (§78b) vorgeschrieben. 
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SGB VIII bisherige Fassung  
 

SGB VIII Neufassung / (Hinweis: Ände-
rungen = fett, neue Gliederung = kursiv) 
 

§ 27 
Hilfe zur Erziehung 
 
1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei der 
Erziehung eines Kindes oder eines Jugendli-
chen Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), 
wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Ju-
gendlichen entsprechende Erziehung nicht ge-
währleistet ist und die Hilfe für seine Entwick-
lung geeignet und notwendig ist. 
2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach 
Maßgabe der §§ 28 bis 35 gewährt. Art und 
Umfang der Hilfe richten sich nach dem erzie-
herischen Bedarf im Einzelfall; dabei soll das 
engere soziale Umfeld des Kindes oder des 
Jugendlichen einbezogen werden. 
(3) Hilfe zur Erziehung umfasst insbesondere 
die Gewährung pädagogischer und damit ver-
bundener therapeutischer Leistungen. Sie soll 
bei Bedarf Ausbildungs- und Beschäftigungs-
maßnahmen im Sinne des § 13 Abs. 2 ein-
schließen. 
 

§ 27 
Hilfe zur Erziehung 
 
1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei der 
Erziehung eines Kindes oder eines Jugendli-
chen Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), 
wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Ju-
gendlichen entsprechende Erziehung nicht ge-
währleistet ist und die Hilfe für seine Entwick-
lung geeignet und notwendig ist. 
2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach 
Maßgabe der §§ 28 bis 35 gewährt. Art und 
Umfang der Hilfe richten sich nach dem erzie-
herischen Bedarf im Einzelfall; dabei soll das 
engere soziale Umfeld des Kindes oder des 
Jugendlichen einbezogen werden. Die Hilfe ist 
in der Regel im Inland zu erbringen; sie darf 
nur dann im Ausland erbracht werden, wenn 
dies nach Maßgabe der Hilfeplanung zur 
Erreichung des Hilfezieles im Einzelfall er-
forderlich ist. 
2a) Ist eine Erziehung des Kindes oder Ju-
gendlichen außerhalb des Elternhauses er-
forderlich, so entfällt der Anspruch auf Hilfe 
zur Erziehung nicht dadurch, dass eine an-
dere unterhaltspflichtige Person bereit ist, 
diese Aufgabe zu übernehmen; die Gewäh-
rung zur Erziehung setzt in diesem Fall vor-
aus, dass diese Person bereit und geeignet 
ist, den Hilfebedarf in Zusammenarbeit mit 
dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
nach Maßgabe der §§ 36 und 37 zu decken. 
(3) Hilfe zur Erziehung umfasst insbesondere 
die Gewährung pädagogischer und damit ver-
bundener therapeutischer Leistungen. Sie soll 
bei Bedarf Ausbildungs- und Beschäftigungs-
maßnahmen im Sinne des § 13 Abs. 2 ein-
schließen. 
(4) Wird ein Kind oder eine Jugendliche 
während ihres Aufenthaltes in einer Einrich-
tung oder einer Pflegefamilie selbst Mutter 
eines Kindes, so umfasst die Hilfe zur Er-
ziehung auch die Unterstützung bei der 
Pflege und Erziehung dieses Kindes. 
 

§ 36 
Mitwirkung, Hilfeplan 
 
(1) Der Personensorgeberechtigte und das 
Kind oder der Jugendliche sind vor der Ent-

§ 36 
Mitwirkung, Hilfeplan 
 
(1) Der Personensorgeberechtigte und das 
Kind oder der Jugendliche sind vor der Ent-



- 21 - 
Der Bürgermeister 
Az.: III/51 Scha SV-Nr.: WP 04-09 SV 51/069 
 

 

scheidung über die Inanspruchnahme einer 
Hilfe und vor einer notwendigen Änderung von 
Art und Umfang der Hilfe zu beraten und auf 
die möglichen Folgen für die Entwicklung des 
Kindes oder des Jugendlichen hinzuweisen. 
Vor und während einer langfristig zu leistenden 
Hilfe außerhalb der eigenen Familie ist zu prü-
fen, ob die Annahme als Kind in Betracht 
kommt. Ist Hilfe außerhalb der eigenen Familie 
erforderlich, so sind die in Satz 1 genannten 
Personen bei der Auswahl der Einrichtung oder 
der Pflegestelle zu beteiligen. Der Wahl und 
den Wünschen ist zu entsprechen, sofern sie 
nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten ver-
bunden sind. Wünschen die in Satz 1 genann-
ten Personen die Erbringung einer in § 78a 
genannten Leistung in einer Einrichtung, mit 
deren Träger keine Vereinbarungen nach § 78b 
bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen 
werden, wenn die Erbringung der Leistung in 
dieser Einrichtung nach Maßgabe des Hilfepla-
nes nach Absatz 2 geboten ist. 
(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall an-
gezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraussichtlich 
für längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwir-
ken mehrerer Fachkräfte getroffen werden. Als 
Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe sol-
len sie zusammen mit dem Personensorgebe-
rechtigten und dem Kind oder dem Jugendli-
chen einen Hilfeplan aufstellen, der Feststel-
lungen über den Bedarf, die zu gewährende Art 
der Hilfe sowie die notwendigen Leistungen 
enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die 
gewählte Hilfeart weiterhin geeignet und not-
wendig ist. Werden bei der Durchführung der 
Hilfe andere Personen, Dienste oder Einrich-
tungen tätig, so sind sie oder deren Mitarbeiter 
an der Aufstellung des Hilfeplans und seiner 
Überprüfung zu beteiligen. 
(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich, 
so soll bei der Aufstellung und Änderung des 
Hilfeplanes sowie bei der Durchführung der 
Hilfe ein Arzt, der über besondere Erfahrungen 
in der Hilfe für Behinderte verfügt, beteiligt wer-
den. Erscheinen Maßnahmen der beruflichen 
Eingliederung erforderlich, so sollen auch die 
Stellen der Bundesagentur für Arbeit beteiligt 
werden. 
 

scheidung über die Inanspruchnahme einer 
Hilfe und vor einer notwendigen Änderung von 
Art und Umfang der Hilfe zu beraten und auf 
die möglichen Folgen für die Entwicklung des 
Kindes oder des Jugendlichen hinzuweisen. 
Vor und während einer langfristig zu leistenden 
Hilfe außerhalb der eigenen Familie ist zu prü-
fen, ob die Annahme als Kind in Betracht 
kommt. Ist Hilfe außerhalb der eigenen Familie 
erforderlich, so sind die in Satz 1 genannten 
Personen bei der Auswahl der Einrichtung oder 
der Pflegestelle zu beteiligen. Der Wahl und 
den Wünschen ist zu entsprechen, sofern sie 
nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten ver-
bunden sind. Wünschen die in Satz 1 genann-
ten Personen die Erbringung einer in § 78a 
genannten Leistung in einer Einrichtung, mit 
deren Träger keine Vereinbarungen nach § 78b 
bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen 
werden, wenn die Erbringung der Leistung in 
dieser Einrichtung nach Maßgabe des Hilfepla-
nes nach Absatz 2 geboten ist. 
(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall an-
gezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraussichtlich 
für längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwir-
ken mehrerer Fachkräfte getroffen werden. Als 
Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe sol-
len sie zusammen mit dem Personensorgebe-
rechtigten und dem Kind oder dem Jugendli-
chen einen Hilfeplan aufstellen, der Feststel-
lungen über den Bedarf, die zu gewährende Art 
der Hilfe sowie die notwendigen Leistungen 
enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die 
gewählte Hilfeart weiterhin geeignet und not-
wendig ist. Werden bei der Durchführung der 
Hilfe andere Personen, Dienste oder Einrich-
tungen tätig, so sind sie oder deren Mitarbeiter 
an der Aufstellung des Hilfeplans und seiner 
Überprüfung zu beteiligen. 
(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich, 
so soll bei der Aufstellung und Änderung des 
Hilfeplanes sowie bei der Durchführung der 
Hilfe die Person, die eine Stellungnahme 
nach § 35a Abs. 1a abgegeben hat, beteiligt 
werden; vor einer Entscheidung über die 
Gewährung einer Hilfe zur Erziehung, die 
ganz oder teilweise im Ausland erbracht 
werden soll, soll zum Ausschluss einer see-
lischen Störung mit Krankheitswert die Stel-
lungnahme einer in § 35a Abs. 1 a Satz 1 
genannten Person eingeholt werden. Er-
scheinen Maßnahmen der beruflichen Einglie-
derung erforderlich, so sollen auch die Stellen 
der Bundesagentur für Arbeit beteiligt werden. 
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§ 78 b 
Voraussetzungen für die Übernahme des 
Leistungsentgelts 
 
(1) Wird die Leistung ganz oder teilweise in 
einer Einrichtung erbracht, so ist der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme des 
Entgelts gegenüber dem Leistungsberechtigten 
verpflichtet, wenn mit dem Träger der Einrich-
tung oder seinem Verband Vereinbarungen 
über 
1. Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungs-
angebote (Leistungsvereinbarung), 
2. differenzierte Entgelte für die Leistungsan-
gebote und die betriebsnotwendigen Investitio-
nen (Entgeltvereinbarung) und 
3. Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung 
der Qualität der Leistungsangebote sowie über 
geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung 
(Qualitätsentwicklungsvereinbarung) abge-
schlossen worden sind. 
(2) Die Vereinbarungen sind mit den Trägern 
abzuschließen, die unter Berücksichtigung der 
Grundsätze der Leistungsfähigkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit 
zur Erbringung der Leistung geeignet sind.  
(3) Ist eine der Vereinbarungen nach Absatz 1 
nicht abgeschlossen, so ist der Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe zur Übernahme des Leis-
tungsentgelts nur verpflichtet, wenn dies insbe-
sondere nach Maßgabe der Hilfeplanung (§ 36) 
im Einzelfall geboten ist. 
 

§ 78 b 
Voraussetzungen für die Übernahme des 
Leistungsentgelts 
 
(1) Wird die Leistung ganz oder teilweise in 
einer Einrichtung erbracht, so ist der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme des 
Entgelts gegenüber dem Leistungsberechtigten 
verpflichtet, wenn mit dem Träger der Einrich-
tung oder seinem Verband Vereinbarungen 
über 
1. Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungs-
angebote (Leistungsvereinbarung), 
2. differenzierte Entgelte für die Leistungsan-
gebote und die betriebsnotwendigen Investitio-
nen (Entgeltvereinbarung) und 
3. Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung 
der Qualität der Leistungsangebote sowie über 
geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung 
(Qualitätsentwicklungsvereinbarung) abge-
schlossen worden sind. 
(2) Die Vereinbarungen sind mit den Trägern 
abzuschließen, die unter Berücksichtigung der 
Grundsätze der Leistungsfähigkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit zur Erbringung der 
Leistung geeignet sind. Vereinbarungen über 
die Erbringung von Hilfe zur Erziehung im 
Ausland dürfen nur mit solchen Trägern 
abgeschlossen werden, die 
1. anerkannte Träger der Jugendhilfe oder Trä-
ger einer erlaubnispflichtigen Einrichtung im 
Inland sind, in der Hilfe zur Erziehung erbracht 
wird, 
2. mit der Erbringung solcher Hilfen nur Fach-
kräfte im Sinn des § 72 Abs. 1 betrauen und 
3. die Gewähr dafür bieten, dass sie die 
Rechtsvorschriften des Aufenthaltslandes 
einhalten und mit den Behörden des Auf-
enthaltslandes sowie den deutschen Vertre-
tungen im Ausland zusammenarbeiten. 
3) Ist eine der Vereinbarungen nach Absatz 1 
nicht abgeschlossen, so ist der Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe zur Übernahme des Leis-
tungsentgelts nur verpflichtet, wenn dies insbe-
sondere nach Maßgabe der Hilfeplanung (§ 36) 
im Einzelfall geboten ist. 
 

 
 
5. Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche (§ 

35a) 
 
Der §35a regelt die Hilfen bei drohender oder eingetretener seelischer Behinderung von jungen 
Menschen. Die Hilfegewährung setzt voraus, dass mit hoher Wahrscheinlichkeit die seelische Ge-
sundheit des jungen Menschen länger als sechs Monate von dem typischen Zustand seines Le-
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bensalters abweicht. Ausgehend von Schwierigkeiten in der bisherigen Praxis des §35a werden 
der Auftrag des Arztes/ Psychotherapeuten näher beschrieben, die Schwelle zur drohenden Be-
hinderung angehoben, die Entscheidungskompetenz dem Jugendamt zugewiesen und Verfah-
rensstandards wie die Trennung von Diagnostik und Leistungserbringung festgeschrieben. 
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SGB VIII bisherige Fassung  
 

SGB VIII Neufassung / (Hinweis: Ände-
rungen = fett, neue Gliederung = kursiv) 
 

§ 35 a 
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche 
 
(1) Kinder oder Jugendliche haben Anspruch 
auf Eingliederungshilfe, wenn 
1. ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahr-
scheinlichkeit länger als sechs Monate von dem 
für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht 
und 
2. daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft beeinträchtigt ist oder eine solche Beein-
trächtigung zu erwarten ist. 
(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im Einzelfall 
1. in ambulanter Form, 
2. in Tageseinrichtungen für Kinder oder in an-
deren teilstationären Einrichtungen, 
3. durch geeignete Pflegepersonen und 
4. in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie 
sonstigen Wohnformen geleistet. 
(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestimmung 
des Personenkreises sowie die Art der Maß-
nahmen richten sich nach § 53 Abs. 3 und 4 
Satz 1, den §§ 54, 56 und 57 des Zwölften Bu-
ches, soweit diese Bestimmungen auch auf 
seelisch behinderte oder von einer solchen 
Behinderung bedrohte Personen Anwendung 
finden. 
(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu leis-
ten, so sollen Einrichtungen, Dienste und Per-
sonen in Anspruch genommen werden, die 
geeignet sind, sowohl die Aufgaben der Ein-
gliederungshilfe zu erfüllen als auch den erzie-
herischen Bedarf zu decken. Sind heilpädago-
gische Maßnahmen für Kinder, die noch nicht 
im schulpflichtigen Alter sind, in Tageseinrich-
tungen für Kinder zu gewähren und lässt der 
Hilfebedarf es zu, so sollen Einrichtungen in 
Anspruch genommen werden, in denen behin-
derte und nicht behinderte Kinder gemeinsam 
betreut werden. 
 

§ 35 a 
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche 
 
(1) Kinder oder Jugendliche haben Anspruch 
auf Eingliederungshilfe, wenn 
1. ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahr-
scheinlichkeit länger als sechs Monate von dem 
für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht 
und 
2. daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft beeinträchtigt ist oder eine solche Beein-
trächtigung zu erwarten ist. 
Von einer seelischen Behinderung bedroht 
im Sinne dieses Buches sind Kinder oder 
Jugendliche, bei denen eine Beeinträchti-
gung ihrer Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft nach fachlicher Erkenntnis mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. § 27 
Abs. 4 gilt entsprechend. 
(1a) Hinsichtlich der Abweichung der seeli-
schen Gesundheit nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 
1 hat der Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe die Stellungnahme 
1. eines Arztes für Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie und –psychotherapie, 
2. eines Kinder- und Jugendpsychothera-
peuten oder 
3. eines Arztes oder eines psychologischen Psy-
chotherapeuten, der über besondere Erfahrun-
gen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei 
Kindern und Jugendlichen verfügt, einzuholen. 
Die Stellungnahme ist auf der Grundlage der 
Internationalen Klassifikation der Krankheiten 
in der vom Deutschen Institut für medizinische 
Dokumentation und Information herausgegebe-
nen deutschen Fassung zu erstellen. Dabei ist 
auch darzulegen, ob die Abweichung Krank-
heitswert hat oder auf einer Krankheit beruht. 
Die Hilfe soll nicht von der Person oder dem 
Dienst oder der Einrichtung, der die Person an-
gehört, die die Stellungnahme 
abgibt, erbracht werden. 
(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im Einzelfall 
1. in ambulanter Form, 
2. in Tageseinrichtungen für Kinder oder in an-
deren teilstationären Einrichtungen, 
3. durch geeignete Pflegepersonen und 
4. in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie 
sonstigen Wohnformen geleistet. 



- 25 - 
Der Bürgermeister 
Az.: III/51 Scha SV-Nr.: WP 04-09 SV 51/069 
 

 

(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestimmung 
des Personenkreises sowie die Art der Maß-
nahmen richten sich nach § 53 Abs. 3 und 4 
Satz 1, den §§ 54, 56 und 57 des Zwölften Bu-
ches, soweit diese Bestimmungen auch auf 
seelisch behinderte oder von einer solchen 
Behinderung bedrohte Personen Anwendung 
finden. 
(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu leis-
ten, so sollen Einrichtungen, Dienste und Per-
sonen in Anspruch genommen werden, die 
geeignet sind, sowohl die Aufgaben der Ein-
gliederungshilfe zu erfüllen als auch den erzie-
herischen Bedarf zu decken. Sind heilpädago-
gische Maßnahmen für Kinder, die noch nicht 
im schulpflichtigen Alter sind, in Tageseinrich-
tungen für Kinder zu gewähren und lässt der 
Hilfebedarf es zu, so sollen Einrichtungen in 
Anspruch genommen werden, in denen behin-
derte und nichtbehinderte Kinder gemeinsam 
betreut werden. 
 

 
 
6. Verbesserung der Steuerkompetenz des Jugendamtes (§ 36a) 
 
In der Vergangenheit wurde vielfach beklagt, dass die Jugendämter zum Teil nur als Zahlstelle 
fungieren ohne die Entscheidung über die Hilfe selbst getroffen zu haben. Der neu eingeführte 
§36a schafft die Grundlage dafür, dass die Jugendämter, als Träger der öffentlichen Jugendhilfe, 
die Kosten der Hilfe grundsätzlich nur dann tragen, wenn sie selbst vorher auf der Grundlage des 
SGB VIII und dem dort vorgesehenen Verfahren über die Eignung und Notwendigkeit der Hilfe 
entschieden haben. Dieser Grundsatz gilt auch bei gerichtlichen Anordnungen von Hilfen zur Er-
ziehung durch das Familiengericht oder Jugendgericht. 
 
 
SGB VIII bisherige Fassung  
 

SGB VIII Neufassung / (Hinweis: Ände-
rungen = fett, neue Gliederung = kursiv) 
 

./. § 36 a 
Steuerungsverantwortung, Selbstbeschaf-
fung 
 
1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe trägt 
die Kosten der Hilfe grundsätzlich nur dann, 
wenn sie auf der Grundlage seiner Entscheidung 
nach Maßgabe des Hilfeplans unter Beachtung 
des Wunsch- und Wahlrechts erbracht wird; dies 
gilt auch in den Fällen, in denen Eltern durch das 
Familiengericht oder Jugendliche und junge 
Volljährige durch den Jugendrichter zur Inan-
spruchnahme von Hilfen verpflichtet werden. Die 
Vorschriften über die Heranziehung zu den Kos-
ten der Hilfe bleiben unberührt. 
2) Abweichend von Absatz 1 soll der Träger 
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der öffentlichen Jugendhilfe die 
niedrigschwellige unmittelbare Inanspruch-
nahme von ambulanten Hilfen, insbesonde-
re der Erziehungsberatung, zulassen. Dazu 
schließt er mit den Leistungserbringern 
Vereinbarungen, in denen die Vorausset-
zungen und die Ausgestaltung der Leis-
tungserbringung sowie die Übernahme der 
Kosten geregelt werden. 
3) Werden Hilfen abweichend von Absatz 1 
und 2 vom Leistungsberechtigten selbst 
beschafft, so ist der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe zur Übernahme der erforderli-
chen Aufwendungen nur verpflichtet, wenn 
1. der Leistungsberechtigte den Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe vor der 
Selbstbeschaffung über den Hilfebedarf in 
Kenntnis gesetzt hat, 
2. die Voraussetzungen für die Gewährung 
der Hilfe vorlagen und 
3. die Deckung des Bedarfs 
a) bis zu einer Entscheidung des Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe über die Ge-
währung der Leistung oder 
b) bis zu einer Entscheidung über ein 
Rechtsmittel nach einer zu Unrecht abge-
lehnten Leistung keinen zeitlichen Aufschub 
geduldet hat. War es dem Leistungsberech-
tigten unmöglich, den Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe rechtzeitig über den Hilfe-
bedarf in Kenntnis zu setzen, so hat er dies 
unverzüglich nach Wegfall des Hinderungs-
grundes nachzuholen. 
 

 
 
7. Verschärfte Prüfung der persönlichen Eignung von Personen mit bestimmten Vorstrafen (§72a) 
 
Durch die neu eingeführte Regelung wird der unbestimmte Rechtsbegriff „persönliche Eignung“ in § 72 Abs. 
1 Satz 1 SGB VIII konkretisiert. Es soll sichergestellt werden, dass einschlägig vorbestrafte Personen nicht 
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe wahrnehmen. 
 
 
SGB VIII bisherige Fassung  
 

SGB VIII Neufassung / (Hinweis: Ände-
rungen = fett, neue Gliederung = kursiv) 
 

./. § 72 a 
Persönliche Eignung 
 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sol-
len hinsichtlich der persönlichen Eignung 
im Sinn des § 72 Abs. 1 insbesondere si-
cherstellen, dass sie keine Personen be-
schäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig 
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wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 
bis 174 c, 176 bis 181 a, 182 bis 184 e oder 
225 des Strafgesetzbuches verurteilt wor-
den sind. Zu diesem Zweck sollen sie sich 
bei der Einstellung und in regelmäßigen 
Abständen von den zu beschäftigenden 
Personen ein Führungszeugnis nach § 30 
Abs. 5 des Bundeszentralregistergesetzes 
vorlegen lassen. Durch Vereinbarungen mit 
den Trägern von Einrichtungen und Diens-
ten sollen die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe auch sicherstellen, dass diese 
keine Personen nach Satz 1 beschäftigen. 

 
 
8. Verwaltungsvereinfachung – insbesondere bei der Kostenheranziehung (§§90 ff.) 
 
In den §§ 91 bis 94 KJHG wird die Heranziehung der Kostenschuldner zu den Kosten stationärer 
und teilstationärer Leistungen der Jugendhilfe sowie vorläufige Maßnahmen nach § 42 neu gere-
gelt und in Hinblick auf die Kostenberechnung wesentlich vereinfacht.  
 
Die verschiedenen Verfahren der Kostenbeteiligung wie:  
 
-  Heranziehung durch öffentlich-rechtlichen Kostenbeitrag 
-  Überleitung von Unterhaltsansprüchen 
-  gesetzlicher Forderungsübergang  
 
werden zugunsten einer öffentlich-rechtlichen Erhebung aufgegeben. Die Leistungsgewährung und 
auch die Heranziehung werden ausschließlich nach öffentlichem Recht beurteilt und der Kontrolle 
durch die Verwaltungsgerichte unterstellt.  
 
Darüber hinaus ist durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend eine 
Verordnung zur Festsetzung der Kostenbeiträge für Leistungen und vorläufige Maßnahme in der 
Kinder- und Jugendhilfe verfasst worden, die eine bundeseinheitliche Grundlage für die Kostenhe-
ranziehung schafft. Diese Rechtsverordnung vom 23.09.2005 beinhaltet nach Einkommensgrup-
pen gestaffelte Pauschalbeträge für die Festsetzung der Kostenbeiträge von Eltern, Ehegatten und 
Lebenspartner junger Menschen.  
 
Durch das stark vereinfachte Berechnungsverfahren, insbesondere bei der Berücksichtigung von 
Belastungen und weiteren unterhalts- bzw. kostenbeitragsberechtigten Personen, wird für die kos-
tenbeitragspflichtige Person eine größere Transparenz geschaffen.  
 
Darüber hinaus werden einkommensstarke Familien zu einem erheblich höheren Kostenbeitrag 
herangezogen, sowie das Kindergeld als Einkommen berücksichtigt, und als Mindestkostenbeitrag 
gefordert.  
 
SGB VIII bisherige Fassung  
 

SGB VIII Neufassung / (Hinweis: Ände-
rungen = fett, neue Gliederung = kursiv) 
 

§ 91 
Grundsätze der Heranziehung zu den Kos-
ten 
 
(1) Das Kind oder der Jugendliche und dessen 

§ 91 
Anwendungsbereich 
 
(1) Zu folgenden vollstationären Leistungen 
und vorläufigen Maßnahmen werden Kos-
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Eltern werden zu den Kosten 
1. der Unterkunft eines Kindes oder Jugendli-
chen in einer sozialpädagogisch begleiteten 
Wohnform (§ 13 Abs. 3), 
2. der Betreuung und Versorgung des Kindes in 
Notsituationen (§ 20), 
3. der Unterstützung bei notwendiger Unter-
bringung des Kindes oder des Jugendlichen zur 
Erfüllung der Schulpflicht (§ 21), 
4. der Hilfe zur Erziehung in 
a) einer Tagesgruppe (§ 32), 
b) Vollzeitpflege (§ 33), 
c) einem Heim oder in einer sonstigen betreu-
ten Wohnform (§ 34), 
d) intensiver sozialpädagogischer Einzel-
betreuung (§ 35), sofern sie außerhalb der ei-
genen Familie erfolgt, 
5. der Eingliederungshilfe für seelisch behinder-
te Kinder und Jugendliche in 
a) Tageseinrichtungen und anderen teilstatio-
nären Einrichtungen (§ 35a Abs. Nr. 2), 
b) Einrichtungen über Tag und Nacht, sonsti-
gen Wohnformen und durch geeignete Pflege-
personen (§ 35a Abs. 2 Nr. 3 und 4), 
6. der Inobhutnahme des Kindes oder des Ju-
gendlichen (§ 42), 
7. der vorläufigen Unterbringung des Kindes 
oder des Jugendlichen (§ 43) herangezogen. 
(2) Die Eltern und das Kind werden zu den Kos-
ten der Leistungen zur Förderung von Kindern 
in Tagespflege (§ 23) herangezogen. Lebt das 
Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so 
werden dieser und das Kind zu den Kosten 
herangezogen. Landesrecht kann die Beteili-
gung an den Kosten auch entsprechend den 
Bestimmungen für die Förderung von Kindern 
in Tageseinrichtungen nach § 90 Abs. 1, 3 und 
4 regeln. 
(3) Der junge Volljährige wird zu den Kosten 
1. der Unterkunft in einer sozialpädagogisch 
begleiteten Wohnform (§ 13 Abs. 3),  
2. der Unterstützung bei notwendiger Unter-
bringung zum Abschluß der Schulausbildung (§ 
21 Satz 3) und 
3. der Hilfe für junge Volljährige (§ 41), soweit 
diese den in Absatz 1 Nr. 4 und 5 genannten 
Leistungen entspricht, herangezogen. 
(4) Bei der Gewährung von Leistungen nach § 
19 werden herangezogen 
1. zu den Kosten der Betreuung und Unterkunft 
der Kinder diese selbst und ihre Eltern, 
2. zu den Kosten der Betreuung und Unterkunft 
des Elternteils dieser selbst und sein Ehegatte 
oder Lebenspartner, 
3. zu den Kosten der Betreuung und Unterkunft 

tenbeiträge erhoben: 
1. der Unterkunft junger Menschen in einer 
sozialpädagogisch begleiteten Wohnform (§ 
13 Abs. 3), 
2. der Betreuung von Müttern und Vätern 
und Kindern in gemeinsamen Wohnformen 
(§ 19), 
3. der Betreuung und Versorgung von Kin-
dern in Notsituationen (§ 20), 
4. der Unterstützung bei notwendiger Unter-
bringung junger Menschen zur Erfüllung der 
Schulpflicht und zum Abschluss der Schau-
lausbildung (§ 21), 
5. der Hilfe zur Erziehung 
a) in Vollzeitpflege (§ 33), 
b) in einem Heim oder einer sonstigen be-
treuten Wohnform (§ 34), 
c) in intensiver sozialpädagogischer Einzel-
betreuung (§ 35), sofern sie außerhalb des 
Elternhauses erfolgt, 
d) auf der Grundlage von § 27 in stationärer 
Form, 
6. der Eingliederungshilfe für seelisch be-
hinderte Kinder und Jugendliche in Einrich-
tungen über Tag und Nacht, sonstigen 
Wohnformen und durch geeignete Pflege-
personen (§ 35 a Abs. 2 Nr. 3 und 4), 
7. der Inobhutnahme von Kindern und Ju-
gendlichen (§ 42), 
8. der Hilfe für junge Volljährige, soweit sie 
den in den Nummern 5 und 6 genannten 
Leistungen entspricht (§ 41). 
(2) Zu folgenden teilstationären Leistungen 
werden Kostenbeiträge erhoben: 
1. der Betreuung und Versorgung von Kin-
dern in Notsituationen nach § 20, 
2. Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe 
nach § 32 und anderen teilstationären Leis-
tungen nach § 27, 
3. Eingliederungshilfe für seelisch behinder-
te Kinder und Jugendliche in Tageseinrich-
tungen und anderen teilstationären Einrich-
tungen nach § 35 a Abs. 
2 Nr. 2 und 
4. Hilfe für junge Volljährige, soweit sie den 
in den Nummern 2 und 3 genannten Leis-
tungen entspricht (§ 41). 
(3) Die Kosten umfassen auch die Aufwen-
dungen für den notwendigen Unterhalt und 
die Krankenhilfe. 
(4) Verwaltungskosten bleiben außer Be-
tracht. 
(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
tragen die Kosten der in den Absätzen 1 und 
2 genannten Leistungen unabhängig von 
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der schwangeren Frau diese selbst und ihr 
Ehegatte oder Lebenspartner. 
Der Ehegatte oder Lebenspartner wird nicht zu 
den Kosten herangezogen, wenn der leistungs-
berechtigte Elternteil oder die schwangere Frau 
volljährig ist; in diesem 
Fall kann der Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe den Unterhaltsanspruch des Elternteils oder 
der schwangeren Frau nach Maßgabe der §§ 
95, 96 auf sich überleiten. 
(5) Die Eltern des Kindes oder Jugendlichen 
werden nur dann zu den Kosten herangezogen, 
wenn das Kind oder der Jugendliche die Kosten 
nicht selbst tragen kann. 
(6) Die Kosten umfassen auch die Aufwendun-
gen für den notwendigen Unterhalt und die 
Krankenhilfe. 
(7) Verwaltungskosten bleiben außer Betracht. 

 

der Erhebung eines 
Kostenbeitrags. 
 
 

§ 92 
Formen der Kostentragung durch die öffent-
liche Jugendhilfe 
 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe tra-
gen die Kosten der in § 91 genannten Leistun-
gen und anderen Aufgaben, soweit den dort 
genannten Personen die Aufbringung der Mittel 
aus ihren Einkommen und Vermögen nach 
Maßgabe der §§ 93, 94 nicht zuzumuten ist. 
(2) In begründeten Fällen können die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe die Kosten auch 
insoweit tragen, als den Personen die Aufbrin-
gung der Mittel aus ihren Einkommen und Ver-
mögen nach Maßgabe der §§ 93, 94 zuzumu-
ten ist; in diesem Umfang werden diese Perso-
nen zu den Kosten herangezogen. 
(3) Die Kosten der in § 91 Abs. 1 Nr. 2, 4, 5, 6, 
7, Abs. 3 Nr. 3 und Abs. 4 genannten Leistun-
gen und anderen Aufgaben tragen die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe auch insoweit, als 
den dort genannten Personen die Aufbringung 
der Mittel aus ihren Einkommen und Vermögen 
nach Maßgabe der §§ 93, 94 zuzumuten ist 
oder ein Unterhaltsanspruch besteht, der nach 
§ 94 Abs. 3 übergeht; in diesem Umfang wer-
den diese Personen zu den Kosten herangezo-
gen oder wird der Unterhaltsanspruch geltend 
gemacht. 

 

§ 92 
Ausgestaltung der Heranziehung 
 
 
(1) Aus ihrem Einkommen nach Maßgabe 
der §§ 93 und 94 heranzuziehen sind: 
1. Kinder und Jugendliche zu den Kosten 
der in § 91 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 und Abs. 2 Nr. 1 
bis 3 genannten Leistungen und vorläufige 
Maßnahmen, 
2. junge Volljährige zu den Kosten der in § 
91 Abs. 1 Nr. 1, 4 und 7 und Abs. 2 Nr. 4 ge-
nannten Leistungen, 
3. Leistungsberechtigte nach § 19 zu den 
Kosten der in § 91 Abs. 1 Nr. 2 genannten 
Leistungen, 
4. Ehegatten und Lebenspartner junger 
Menschen zu den Kosten der in § 91 Abs. 1 
und Abs. 2 genannten Leistungen und vor-
läufige Maßnahmen, 
5. Elternteile zu den Kosten der in § 91 Abs. 
1 genannten Leistungen und vorläufigen 
Maßnahmen; leben sie mit den jungen Men-
schen zusammen, so werden sie auch zu 
den Kosten der in § 91 Abs. 2 genannten 
Leistungen herangezogen. 
(2) Die Heranziehung erfolgt durch Erhe-
bung eines Kostenbeitrags, der durch Leis-
tungsbescheid festgesetzt wird; Elternteile 
werden getrennt herangezogen. 
(3) Ein Kostenbeitrag kann bei Eltern, Ehe-
gatten und Lebenspartnern ab dem Zeit-
punkt erhoben werden, ab welchem der 
Pflichtigen die Gewährung der Leistung 
mitgeteilt und über die Folgen für seine Un-
terhaltspflicht gegenüber dem jungen Men-
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schen aufgeklärt wurde. Ohne vorherige 
Mitteilung kann ein Kostenbeitrag für den 
Zeitraum erhoben werden, in welchem der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen, die 
in den Verantwortungsbewusstsein des 
Pflichtigen fallen, an der Geltendmachung 
gehindert war. Entfallen diese Gründe, ist 
der Pflichtige unverzüglich zu unterrichten. 
(4) Ein Kostenbeitrag kann nur erhoben 
werden, soweit Unterhaltsansprüche vor-
rangig Berechtigter nicht geschmälert wer-
den. Von der Heranziehung der Eltern ist 
abzusehen, wenn das Kind, die Jugendliche 
oder die junge Volljährige schwanger ist 
oder ein leibliches Kind bis zur Vollendung 
des sechsten Lebensjahres betreut. 
(5) Von der Heranziehung soll im Einzellfall 
ganz oder teilweise abgesehen werden, 
wenn sonst Ziel und Zweck der Leistung 
gefährdet würden oder sich aus der Heran-
ziehung eine besondere Härte ergäbe. Von 
der Heranziehung kann abgesehen werden, 
wenn anzunehmen ist, dass der damit ver-
bundene Verwaltungsaufwand in keinem 
angemessenen Verhältnis zu dem Kosten-
beitrag stehen wird. 
 

§ 93 
Umfang der Heranziehung 
 
(1) Die Heranziehung zu den Kosten der in § 91 
genannten Aufgaben erfolgt durch Erhebung 
eines Kostenbeitrags, soweit nicht nach § 94 
Abs. 3 der Unterhaltsanspruch des Kindes oder 
des Jugendlichen übergeht. Der Kostenbeitrag 
wird nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 sowie 
des § 94 ermittelt und durch Leistungsbescheid 
festgesetzt. Zusammenlebende Eltern haften 
als Gesamtschuldner. 
(2) Die Eltern, von denen nach Absatz 1 ein 
Kostenbeitrag erhoben wird, sowie der junge 
Volljährige und der Leistungsberechtigte nach § 
19 werden aus ihren Einkommen nach den §§ 
85, 87 und 88 und ihren Vermögen nach §§ 90 
und 91 des Zwölften Buches zu den Kosten 
herangezogen; lebten die Eltern oder ein El-
ternteil vor Beginn der Leistung nicht mit dem 
Kind oder dem Jugendlichen zusammen, so ist 
zur Ermittlung der für sie maßgeblichen Ein-
kommensgrenze § 85 Abs. 1 des Zwölften Bu-
ches anzuwenden. 
(3) Das Kind oder der Jugendliche soll nur aus 
seinem Einkommen nach Maßgabe der §§ 85, 
87 und 88 des Zwölften Buches zu den Kosten 

§ 93 
Berechnung des Einkommens 
 
1) Zum Einkommen gehören alle Einkünfte 
in Geld oder Geldeswert mit Ausnahme der 
Grundrente nach oder entsprechend dem 
Bundesversorgungsgesetz sowie der Ren-
ten und Beihilfen, die nach dem Bundesent-
schädigungsgesetz für einen Schaden an 
Leben sowie an Körper und Gesundheit ge-
währt werden bis zur Höhe der vergleichba-
ren Grundrente nach dem Bundesversor-
gungsgesetz. Geldleistungen, die dem glei-
chen Zweck wie die jeweilige Leistung der 
Jugendhilfe dienen, zählen nicht zum Ein-
kommen und sind unabhängig von einem 
Kostenbeitrag einzusetzen. Leistungen, die 
aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
zu einem ausdrücklich genannten Zweck 
erbracht werden, sind nicht als Einkommen 
zu berücksichtigen. 
2) Von dem Einkommen sind abzusetzen 
1. auf das Einkommen gezahlte Steuern und
2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung 
einschließlich der Beiträge zur Arbeitsförde-
rung sowie 
3. nach Grund und Höhe angemessene Bei-
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herangezogen werden. 
(4) Für die Ermittlung des Einkommens gelten 
die §§ 82 bis 84 des Zwölften Buches entspre-
chend. Als gleichartige Einrichtung im Sinne 
des § 85 des Zwölften Buches gilt auch eine 
selbständige sonstige Wohnform nach § 13 
Abs. 3, §§ 19, 21, 34, die Tagespflege nach § 
23, die Vollzeitpflege nach § 33, die intensive 
sozialpädagogische Einzelbetreuung nach § 35 
sowie die Eingliederungshilfe bei einer geeigne-
ten Pflegeperson nach § 35a Abs. 2 Nr. 3. 
(5) Mittel in Höhe der Geldleistungen, die dem 
gleichen Zweck wie die jeweilige Leistung der 
Jugendhilfe dienen, sind neben dem Kostenbei-
trag einzusetzen. 
(6) Von der Heranziehung der Eltern zu den 
Kosten ist abzusehen, wenn das Kind oder die 
Jugendliche schwanger ist oder ein leibliches 
Kind bis zur Vollendung seines sechsten Le-
bensjahres betreut. Von der Heranziehung soll 
im Einzelfall ganz oder teilweise abgesehen 
werden, wenn sonst Ziel und Zweck der Leis-
tung gefährdet würden, sich aus der Heranzie-
hung eine besondere Härte ergäbe oder wenn 
anzunehmen ist, dass der damit verbundene 
Verwaltungsaufwand in keinem angemessenen
Verhältnis zu dem Kostenbeitrag stehen wird. 

 

träge zu öffentlichen oder privaten Versi-
cherungen oder ähnlichen Einrichtungen 
zur Absicherung der Risiken 
Alter, Krankheit, Pflegebedürftigkeit und 
Arbeitslosigkeit. 
3) Von dem nach Absatz 1 und 2 errechne-
ten Betrag sind Belastungen derkosten-
beitragspflichtigen Person abzuziehen. In 
Betracht kommen insbesondere 
1. Beiträge zu öffentlichen oder privaten 
Versicherungen oder ähnlichen Einrichtun-
gen, 
2. die mit der Erzielung des Einkommens 
verbundenen notwendigen Ausgaben, 
3. Schuldverpflichtungen. 
Der Abzug erfolgt durch eine Kürzung des 
nach den Absätzen 1 und 2 errechneten Be-
trages um pauschal 25 von Hundert. Sind 
die Belastungen höher als der pauschale 
Abzug, so können sie abgezogen werden, 
soweit sie nach Grund und Höhe angemes-
sen sind und die Grundsätze einer wirt-
schaftlichen Lebensführung nicht verletzen. 
Die kostenbeitragspflichtige Person muss 
die Belastungen nachweisen. 
 

§ 94 
Sonderregelungen für die Heranziehung der 
Eltern 
 
(1) Wird Hilfe zur Erziehung (§ 91 Abs. 1 Nr. 4) 
oder Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche (§ 91 Abs. 1 Nr. 5) ge-
währt, so gelten abweichend von § 93 Abs. 2 
bis 4 für die Heranziehung der Eltern oder El-
ternteile die nachfolgenden besonderen Vor-
schriften. 
(2) Lebten die Eltern oder Elternteile vor Beginn 
der Hilfe mit dem Kind oder dem Jugendlichen 
zusammen, so sind sie in der Regel in Höhe 
der durch die auswärtige Unterbringung erspar-
ten Aufwendungen zu den Kosten heranzuzie-
hen. Für diese ersparten Aufwendungen sollen 
nach Einkommensgruppen gestaffelte Pau-
schalbeträge festgelegt werden. 
(3) Lebten die Eltern oder Elternteile zu dem in 
Absatz 2 genannten Zeitpunkt nicht mit dem 
Kind oder dem Jugendlichen zusammen, so 
wird von ihnen kein Kostenbeitrag erhoben. 
Wird Hilfe zur Erziehung oder Eingliederungs-
hilfe gewährt, zu deren Kosten die Eltern nach 
§ 91 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b bis d oder Nr. 5 
Buchstabe b beizutragen haben, so geht der 

§ 94 
Umfang der Heranziehung 
 
 
(1) Die Kostenbeitragspflichtigen sind aus ihrem 
Einkommen in angemessenem Umfang zu den 
Kosten heranzuziehen. Die Kostenbeiträge dür-
fen die tatsächlichen Aufwendungen nicht über-
schreiten. Eltern sollen nachrangig zu den jungen 
Menschen herangezogen werden. Ehegatten und 
Lebenspartner sollen nachrangig zu den jungen 
Menschen, aber vorrangig vor deren Eltern he-
rangezogen werden. 
(2) Für die Bestimmung des Umfangs sind bei 
jedem Elternteil, Ehegatten oder Lebenspartner 
die Höhe des nach § 93 ermittelten Einkommens 
und die Anzahl der Personen, die mindestens im 
gleichen Range wie der untergebrachte junge 
Mensch oder Leistungsberechtigte nach § 19 un-
terhaltsberechtigt sind, angemessen zu berück-
sichtigen. 
(3) Werden Leistungen über Tag und Nacht 
außerhalb des Elternhauses erbracht und 
bezieht einer der Elternteile Kindergeld für 
den jungen Menschen, so hat dieser einen 
Kostenbeitrag mindestens in Höhe des Kin-
dergeldes zu zahlen. Zahlt der Elternteil den 
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Unterhaltsanspruch des Kindes oder des 
Jugendlichen in Höhe des Betrages, der zu 
zahlen wäre, wenn die Leistung der Jugendhilfe 
und der sie veranlassende besondere Bedarf 
außer Betracht bleibt, zusammen mit dem un-
terhaltsrechtlichen Auskunftsanspruch auf den 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe über, 
höchstens jedoch in Höhe der geleisteten Auf-
wendungen. Für die Vergangenheit können die 
Eltern oder Elternteile außer unter den 
Voraussetzungen des bürgerlichen Rechts nur 
in Anspruch genommen werden, wenn ihnen 
die Gewährung von Jugendhilfe unverzüglich 
schriftlich mitgeteilt worden ist. Über die An-
sprüche nach den Sätzen 2 und 3 ist im Zivil-
rechtsweg zu entscheiden. 
(4) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
kann den auf ihn nach Absatz 3 übergegange-
nen Unterhaltsanspruch im Einvernehmen mit 
der Person, die zur gerichtlichen Geltendma-
chung des Unterhaltsanspruchs berechtigt wä-
re, zu diesem Zweck auf das Kind oder den 
Jugendlichen zurück übertragen und sich den 
geltend gemachten Anspruch abtreten lassen. 
Kosten, mit denen diese Person dadurch selbst 
belastet wird, sind zu übernehmen. 
 

Kostenbeitrag nicht, so sind die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe insoweit berech-
tigt, das auf dieses Kind entfallende Kinder-
geld durch Geltendmachung eines Erstat-
tungsanspruchs nach § 74 Abs. 2 des Ein-
kommensteuergesetzes in Anspruch zu 
nehmen. 
(4) Werden Leistungen über Tag und Nacht 
erbracht und hält sich der junge Mensch 
nicht nur im Rahmen von Umgangskontak-
ten bei einem Kostenbeitragspflichtigen auf, 
so ist die tatsächliche Betreuungsleistung 
über Tag und Nacht auf den Kostenbeitrag 
anzurechnen. 
(5) Für die Festsetzung der Kostenbeiträge 
von Eltern, Ehegatten und Lebenspartnern 
junger Menschen werden nach Einkom-
mensgruppen gestaffelte Pauschalbeträge 
durch Rechtsverordnung des zuständigen 
Bundesministeriums mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmt. Die Beträge sind alle 
zwei Jahre, erstmals zum 1. Juli 2007, der 
Entwicklung des durchschnittlich verfügba-
ren Arbeitseinkommens anzupassen. 
(6) Junge Menschen haben ihr Einkommen 
nach den Abzügen des § 93 in vollem Um-
fang als Kostenbeitrag einzusetzen. Junge 
Volljährige und volljährige Leistungsberech-
tigte nach § 19 sing zusätzlich aus ihrem 
Vermögen nach den §§ 90 und 91 des Zwölf-
ten Buches heranzuziehen. 
 

 
 
9. Auswirkungen für die Praxis in Hilden 
 
Viele pädagogische Regelungen im Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz sind bereits 
seit längerem gängige Praxis im Amt für Jugend, Schule und Sport. Hierzu zählen das Verfahren 
zur Überprüfung von Kindeswohlgefährdungen gemäß der Empfehlung des Deutschen Städteta-
ges, das Entscheidungsverfahren über Hilfen nach §35a und die restriktive Gewährung von inten-
sivpädagogischen Maßnahmen im Ausland. Die Pflichten in Bezug auf den Schutzauftrag des SGB 
VIII sind bereits in allen Kontrakten mit Leistungserbringern der Kinder- und Jugendhilfe vertraglich 
geregelt. Gängige Entscheidungspraxis ist, bei der Hilfegewährung soweit wie möglich auf der 
Trennung von Diagnostik und Leistungserbringung zu bestehen und Hilfen erst ab Antragstellung 
und auf der Grundlage der eigenen Entscheidung über Notwendigkeit und Eignung der Hilfe im 
Amt für Jugend, Schule und Sport zu gewähren. 
 
Regelungsbedarf besteht in Hinblick auf: 

Vereinbarungen bezüglich des Schutzauftrages nach §8a mit allen anderen Trägern und Ein-
richtungen, die Leistungen nach dem SGB VIII erbringen (u.a Kindergärten und Jugend-
zentren). Handlungsempfehlungen werden zurzeit u.a. vom Deutschen Verein erarbeitet 
und sollen etwa im Februar 2006 vorliegen. 

Für die Umsetzung der verschärften Prüfung der persönlichen Eignung von Personen mit be-
stimmten Vorstrafen (§72a) sind die Definition des Personenkreises, der Turnus der Vorla-
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ge des Führungszeugnisses, die Verfahrenswege und Kosten zu klären. Auch hierzu sind 
überörtliche Handlungsempfehlungen zu erwarten. 

Die Kindertagespflege setzt nach §43 die Erlaubnis zur Kindertagespflege nach Prüfung der 
Eignung voraus. Die näheren Ausführungsbestimmungen sind über Landesrecht zu regeln, 
die noch nicht vorliegen. 

 
Kosteneinsparungen in relevanter Höhe sind durch die Neuregelungen im Kinder- und Jugendhil-
feweiterentwicklungsgesetz in Hilden zunächst nicht zu erwarten, da viele Bestimmungen, wie dar-
gestellt,  in Hilden bereits gängige Praxis sind. Dies wurde auch im GPA-Prüfbericht besonders 
positiv bewertet. Inwieweit die Regelungen zur Kostenheranziehung tatsächlich zu einer spürbaren 
Verwaltungsvereinfachung oder zu Mehreinnahmen führen, muss sich erst in der Praxis beweisen. 
Erhöhter Arbeitsaufwand könnte sich eventuell aus zusätzlichen Überprüfungsvorgängen bei Ver-
dacht auf Kinderwohlgefährdungen durch die neu eingeführten Regelungen des § 8a ergeben. 
Ggf. können sich durch den Erlaubnisvorbehalt für Kindertagespflege nach §43 neue Fälle des so 
genannten „Schwarzmarktes“ ergeben.  
 
Insgesamt sind die Klarstellungen durch die Gesetzesänderungen als hilfreich für die Praxis zu 
bewerten, da bewährte Verfahrensstandards nun gesetzlich festgeschrieben werden, der Auftrag 
der Jugendämter als Steuerungsinstanz und Träger des Schutzauftrages schärfer umrissen wird 
und eindeutigere gesetzliche Grundlagen für eine effektive und effiziente Umsetzung dieser Auf-
träge geschaffen werden.  
 
 
 
Günter Scheib 
 
 
 


